
Der Blick ins� leere Geld-
börsel wird zur Gewohn-
heit. Denn das Leben wird 
immer teurer. Überall ex-
plodieren die Preise. Der 
wöchentliche Einkauf für 
Lebensmittel hat sich im 
letzten Jahr um 6,9% ver-
teuert. Tanken kostet um 
17% mehr. Wohnen ist oh-
nehin kaum mehr leistbar. 
Und nun erhöht die „rot“-
grüne Wiener Landesre-
gierung noch eine Viel-
zahl von Gebühren. Der 
Wasserpreis z.B. wird um 
satte 33% erhöht und ist 
damit der teuerste in ganz 
Österreich. Das macht pro 
Kopf und Jahr geschätz-
te 20 Euro aus. Nicht viel 
auf den ersten Blick. Nur 
sind halt auch Wohnung, 
Parken, Tanken und Essen 

teurer geworden. Das die 
Herren und Damen im Ge-
meinderat mit ihrem Ein-
kommen von mind. 6528.- 
pro Monat die Aufregung 
nicht verstehen können, 
ist nachvollziehbar.

Sie argumentieren ge-
nauso wie die Wirt-

schaftsvertreterInnen: Sie 
„müssen“ die Preise erhö-
hen, weil die Kosten ge-
stiegen wären. Tatsäch-
lich kostet ein Wiener Wa-
renkorb um 20% mehr als 
die selben Lebensmittel in 
Berlin kosten würden. Die 
KapitalistInnen machen 
also auf unsere Kosten fet-
te Gewinne. Rewe (Bil-
la), Spar und Hofer gehö-
ren zu den erfolgreichsten 
Unternehmen in Öster-
reich. Viele Familien müs-
sen (wieder) in ungarische 
oder tschechische Grenz-
städte fahren, um den 
Wocheneinkauf finanzie-
ren zu können. Und die 
Kommunen haben Berei-
che wie Wasser, Energie, 
Kanalisation etc. schon 
lange in profitorientier-

te Sub-Unternehmen aus-
gelagert. Ob wir uns das 
Heizen dann noch leisten 
können, ist ihnen egal.

Der ÖGB-Präsident � rechnet 
mit einer heißen Herbst-
lohnrunde. Mögen den 
Worten nun Taten folgen. 

Am 22. September wer-
den die MetallerInnen ih-
re Forderungen überge-
ben. In den letzten Jahren 
hat sich die Gewerkschaft 
mit ihren Forderungen 
mehr als zurück gehal-
ten. Und so sinken denn 
auch die Reallöhne. Damit 

muss endlich Schluss sein. 
Die Gewerkschaft muss 
Lohnerhöhungen fordern 
und erkämpfen, die die 
Verluste der letzten Jahre 
wett machen. Wir müssen 
Fogler & Co. dazu zwin-
gen, sich nicht an den In-
teressen ihrer Freunde 
in der Wirtschaftskam-
mer zu orientieren son-
dern für die Interessen der 
Gewerkschaftsmitglieder 
kämpfen.	 Sonja Grusch

Die SLP fordert: 

FF Nein zu Preis- und 
Gebührenerhöhungen
FF Mindestlohn von 
1300.- netto 
FF 	Automatische Erhöhung 
der Löhne/Gehälter 
um die Inflation
FF Gewerkschaftliche 
Kämpfe für echte 
Reallohnerhöhungen

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Die Antwort auf Preis- und Gebührenerhöhungen 
muss der Kampf für höhere Löhne sein!

Wiener Spitalsreform
Gesundheit� Ein riesiges statt� mehrerer kleiner 
Spitäler, Beton statt Grün, Millionen-Aufträge 
für Baukonzerne, Konzentration statt Nahver-
sorgung, Tageskliniken statt Betten, notbürf-
tig kaschierte Schließungen: Wie die Stadt-
regierung das alles als Verbesserung für Pati-
entInnen verkauft und auch noch als sparsam 
und effizienter darstellt. 	 Seite 2

Was hält Berlusconi an der Macht?
Italien� Er ist Medientycoon und Zementunter-
nehmer mit kriminellem Background. Sein 
Sündenregister umfasst Sexskandale, Korrup-
tion, Bestechung und Unterstützung zweifel-
hafter Charaktere aus dem organisierten Ver-
brechen. Warum ist Berlusconi immer noch an 
der Macht? Giuliano Brunetti (CWI in Italien) 
geht der Frage nach.  	 Seite 12

Schwerpunkt
Die Krise im Bildungswesen � 
ist Dauerthema. Das Volks-
begehren wird daran 
nichts ändern. Wir befas-
sen uns mit der Frage von 
Ursachen, Alternativen 
und Kampfmöglichkei-
ten.	 Seiten 7-10

Nr. 201 | 09.2011

CWI
CIT

Normalpreis € 1,–
Solipreis € 2,– Die Sozialistische Zeitung seit 1983

Nein zur Preislawine:
Her mit der Marie! 

Die tägliche Katastophe  
Bildungssystem

Jedes Jahr� wird zu Schul- und Unibeginn die Krise der Bildungspolitik deut-licher sichtbar. Die eta-blierten Parteien versu-chen, weiterzuwursch-teln, während das Bil-dungssystem im Chaos versinkt. Es fehlt an allen Ecken und Enden – und ernstzunehmende Ver-

besserungen sind von Po-litik und Wirtschaft nicht zu erwarten.
Die Krise des Bildungs-systems beginnt nicht erst bei unterfinanzier-ten Unis oder chaotischen Schulen. Der Entwick-lung von Kindern wer-den schon von Anfang an Steine in den Weg gelegt. Es fehlt an Krippen und Kindergärten. Nur 15,8% der unter 3-Jährigen ha-ben einen Krippenplatz. Laut AK müssen innerhalb 

der nächsten zwei Jahre 35.000 neue Betreuungs-plätze geschaffen werden, um den Bedarf annähernd zu decken. In den Einrich-tungen gibt es meist Be-treuungsschlüssel von 1 zu 15 (also einE PädagogIn pro 15 Kinder) oder hö-her. So ist es unmöglich, sich genügend um die Ent-

wicklung der einzelnen Kinder zu kümmern. Da-zu verdienen Kindergärt-nerInnen magere € 1.000,–. Ein/e ManagerIn ver-dient in Österreich durch-schnittlich das 15-fache. 
In den Schulen setzt sich die Bildungskatastrophe fort. Wer in der Volks-schule nicht nur Einser hat, bekommt Probleme bei der Bewerbung fürs Gymnasium. Selektion in der Bildung ist soziale Se-lektion. Das „Weißbuch 

des Österreichischen In-stituts für Wirtschafts-forschung“ muss zugeben: „Das österreichische Bil-dungssystem erweist sich auf Grund seiner frühen Selektion und mangeln-den Durchlässigkeit als wenig flexibel und stark aufstiegshindernd.“ Wer auf die AHS darf, ent-

scheidet meist der sozi-ale Status: Je nach Regi-on schwanken die Über-trittszahlen von Volks-schule auf AHS zwischen 1% in armen und 70% in reichen Bezirken. Ein A kadem ikerInnen kind hat eine drei mal höhere Chance als ein Arbeiter-Innenkind, an die Uni zu kommen. Heute erreicht nur ein Viertel der Schü-lerInnen einen höheren Bildungsabschluss als ih-re Eltern.

Wer das Glück hat, eine Lehrstelle zu finden, lernt nicht das, was ihn/sie in-teressiert – sondern das, was da ist. Heute gibt es ein Drittel weniger Lehr-stellen als 1980. Die Hälf-te aller Lehrlinge müssen neben der Berufsschu-le Überstunden schieben, 14,8% der Lehrlinge sogar bis zu 15 Überstunden pro Monat. Lehrlinge werden als billige Arbeitskräfte ausgebeutet und, wenn sie nichts mehr bringen, ent-sorgt. Im Tourismus wer-den 40% der Lehrlinge nach der Probezeit gekün-digt. Zusätzlich cashen die Unternehmen Förderun-gen wie den „Blum-Bo-nus“ ab.
Wer es an die Uni schafft, erreicht dort aber nach all den Strapazen nicht das Paradies der freien Bil-dung: Die Situation an Universitäten ist die kon-sequente Fortsetzung der Bildungskatastrophe auf allen Ebenen. „Überfüllte“ Studiengänge sind die Fol-

ge von fataler Unterfinan-zierung und Personalman-gel. Und die Zeit, in der ein Studium einen fixen Job bedeutet hat, sind vor-bei. Im Standard.at Forum schrieb jemand zynisch, er freue sich über all die Ta-xifahrerInnen mit psycho-logischer Ausbildung. 62% der Studierenden müssen arbeiten, um sich ihr Stu-dium zu finanzieren.
Das Establishment, seine „Bildungs“ministerInnen und „ExpertInnen“ ha-ben kläglich versagt. In der Bildungsdiskussion kommen die wahren Ex-pert-Innen - SchülerIn-nen, Lehrlinge, Studieren-de, Lehrende...   nicht zu Wort. Überall wird bereits von einem heißen Herbst geredet. Höchste Zeit, dass wir uns gemeinsam durch Proteste und Streiks in die Diskussion einmischen, denn wer kann besser sa-gen, was das Bildungssys-tem braucht, als die, die direkt damit zu tun ha-ben? Sebastian Kugler�

Im Bildungssystem krankt es an allen Ecken – doch  von der Politik sind keine Verbesserungen zu erwarten.
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von Sonja Grusch� Vor weni-
gen Wochen haben sich Politik 
und KommentatorInnen über-
schlagen, das Wachstum der 
Wirtschaft und das Ende der 
Krise zu verkünden. „Nach 
der Krise ist die Weltwirt-
schaft wieder auf einen sta-

bilen Wachstumspfad eingeschwenkt“ schrieb das 
Institut für Höhere Studien (IHS), ein „renommier-
tes“ Wirtschaftsforschungsinstitut Mitte Juli. Nur 
wenige Tage danach platzen die Aufschwungsträu-
me wie die berühmten Seifenblasen. 

Vorwärts schrieb im Juli: „Die EU ist in der tiefs-
ten Krise seit ihrer Gründung. Nationale Regierun-
gen wie auch EU-Gremien hanteln sich von einem 

’Rettungsversuch’ zum nächsten. Doch nichts hilft.“
Ätschi-Bätschi – wir haben's besser gewusst?! Ja 

und Nein. Seit Monaten warnen wir davor, dass 
die Krise nicht vorbei ist. Wir weisen auf die nach 
wie vor existenten zugrunde liegenden Widersprü-
che hin. Wir „wussten“ dass die Krise nicht vorbei 
ist, weil wir uns nicht mit einer oberflächlichen Be-
trachtung oder scheinbar komplexen Berechnungs-
modellen begnügt haben. Nur wer die Ursachen der 
letzten Einbrüche versteht, kann erkennen, dass 
diese nicht vorbei sind. Weil es eben nicht ein paar 
wahnsinnige oder gierige FinanzjongleurInnen sind, 
sondern das gesamte kapitalistische System. Die 
Analyse von Marx über die Wirtschaft und ihre peri-
odischen Krisen ist topaktuell. Unser Wissen beruht 
nicht auf einer roten Kristallkugel, sondern auf der 
konsequenten Anwendung der Analysen und Me-
thoden von Marx. Und auch Bürgerliche müssen zu-
geben: mit Marx lässt sich die Krise erklären!

Aber nein – wir freuen uns nicht über das Eintref-
fen der Krise. Eine Krise ist ein Frontalangriff auf 
ArbeiterInnen und ihren Lebensstandard. Einen Au-
tomatismus Krise – Widerstand – Sozialismus gibt es 
nicht. Und daher nochmal Marx: Die Krise und ihre 
Folgen werden am Besten bekämpft, wenn der Kapi-
talismus bekämpft wird. Das wissen wir.

Kürzungen� beim Pflege-
geld, Schließung, Verklei-
nerung oder Absiedlung 
von stationären Abteilun-
gen und die angestrebte 
kürzere Verweildauer in 
Krankenhäusern bedeu-
ten Auslagerung von Pfle-
ge an unbezahlte Angehö-
rige. Und es kommt pre-
käre, schlecht bezahlte 
Beschäftigung statt siche-
rer Arbeitsverhältnisse in 
Krankenhäusern. All das 
betrifft v.a. Frauen: in der 
privaten Pflege und als Be-
schäftigte. 

Besonders von Schlie-
ßungen betroffen sind z.B. 
in Oberösterreich Gynäko-
logie und Geburtshilfe so-
wie Kinderabteilungen. So 
werden auch Abtreibungen 
weiter erschwert. Folge sind 
auch schlechtere medizini-
sche Qualität in der Frauen-
heilkunde und weitere We-
ge für Geburten sowie be-
schwerliche Anfahrten mit 
einem kranken Kind. Frau-
en sind als besonders Be-
troffene ein wichtiger Teil 
des Widerstandes gegen 
diese Kürzungen.

Kürzungen im Gesundheits-
wesen treffen vor allem Frauen

Das Sophienspital 
wird geschlossen

Marxismus schlägt 
WirtschaftsexpertInnen
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Es ist das beliebteste� Kran-
kenhaus Wiens und es 
werden gerade Renovie-
rungsarbeiten durchge-
führt. Dennoch wird es 
geschlossen. Eine Erklä-
rung, die einer guten öf-
fentlichen Gesundheits-
versorgung entspricht, 
sucht man vergebens. Die 
Akutgeriatrie wird ins 
Wilhelminenspital verlegt 
und die Pflegeabteilung ins 
Kaiserin-Elisabeth-Spital. 
Dieses wird in ein Pflege-
wohnhaus umgewandelt. 
PatientInnen und Angehö-

rige sagen „Es ist so scha-
de, dass dieses gute Kran-
kenhaus geschlossen wird.“ 
MitarbeiterInnen vermis-
sen Anerkennung ihrer 
guten Arbeit und „dürfen 
nichts sagen“, obwohl sie 
im Spitalskonzept zynisch 
als „Know-how-TrägerIn-
nen im Veränderungspro-
zess“ bezeichnet werden. 
Die öffentliche gesund-
heitliche Nahversorgung 
soll wohl der einträglichen 
Verwertung des Grund-
stücks und privaten Profi-
ten weichen.

Im „Spitalskonzept 2030“� 
plant die Wiener Stadt-
regierung die Schließung 
folgender Spitäler: Kaise-
rin-Elisabeth-Spital, Sem-

melweisklinik, Orthopä-
disches KH Gersthof, KH 
Floridsdorf, Sophienspital. 
Wenn einige dieser Kran-
kenhäuser oder Teile von 
ihnen „übersiedeln“, ändert 
das nichts an der Schlie-
ßung der Standorte. Auch 
aus anderen Spitälern wer-
den Abteilungen „übersie-
delt“, also an den bisherigen 
Standorten geschlossen. 
Stattdessen wird ein Mega-
Krankenhaus gebaut. Die-
se Konzentration wird als 
Verbesserung dargestellt, 

beendet aber in Wahrheit 
gute gesundheitliche Nah-
versorgung. PatientIn-
nen sagen „Hier ist man 
ein Mensch, in einem rie-

sigen Krankenhaus nur ei-
ne Nummer.“ Die Begrün-
dung, die bauliche Instand-
haltung der alten Häuser 
sei zu teuer, ist nicht nach-
vollziehbar. Der Bau des 
„Krankenhaus Nord“ kos-
tet 825 Millionen €. Stadträ-
tin Wehsely nannte 28 Mil-
lionen Einsparung jährlich, 
nicht aber die Kosten des 
Spitalskonzepts. Als einzige 
Erklärung bleiben profita-
ble Millionen-Aufträge für 
Architekturbüros und Bau-
konzerne. 

Schlagworte wie „mehr 
Kostenkontrolle“ und „Ef-
fizienzsteigerung“ deu-
ten auf weitere Kürzungen 
und vielleicht Privatisie-

rungen hin.
Der Personalstand soll 

gleich bleiben, das bedeu-
tet Mehrbelastung durch 
steigende Anforderungen. 
Schon bisher wurden Über-
stunden im Ausmaß von 
600 Arbeitsplätzen gestri-
chen. Die Betroffenen wer-
den nicht einmal gefragt! Es 
braucht gemeinsamen Wi-
derstand von PatientInnen, 
Angehörigen, Mitarbeiter-
Innen sowie Gewerkschaft 
und Personalvertretung.

	 Helga Schröder

Fünf Spitäler weniger in Wien

In Wien versteckt Rot-Grün die Angriffe auf die 
Gesundheitsversorgung hinter „Spitalskonzept 2030“
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Krise  
reloaded
Die Kursstürze� an den in-
ternationalen Börsen im 
August strafen die Regie-
rungspropaganda vom „ge-
lungenen Aufschwung“ 
Lügen. Der ATX verlor von 
21.7. bis 21.8. 22,5%. Der 
Dow Jones gab 14% nach.

Das bestätigt die Analyse 
der SLP, dass die Krise noch 
lange nicht vorbei ist. Die 
milliardenschweren Ret-
tungs- und Konjunktur-
pakete konnten die Wirt-
schaft 2008/09 vor dem 
völligen Kollaps retten. Ei-
nen substanziellen Auf-
schwung hatten sie nicht 
zur Folge. Dafür wurde die 
Staatsverschuldung in die 
Höhe getrieben. Die Schul-
denkrise der Europäi-
schen Union konnte trotz 
der milliardenschweren 
„Hilfs“pakete für Grie-
chenland (real für die Ban-
ken die dort investiert ha-

ben) nicht überwunden 
werden. Aktuell schlittert 
Italien in die Schuldenkri-
se. Die viertgrößte Volks-
wirtschaft Europas wäre 
nicht nur zu groß um „ge-

rettet“ zu werden, ein Ein-
bruch würde auch einen 
Kollaps der europäischen 
Wirtschaft bedeuten. 

Symptomatischer� noch 
als die Kursstürze an den 
Börsen ist der Einbruch 
des Rohölpreises. Im Som-
mer stürzte der Preis für 

pro Barrel zeitweise auf 
93,15 Dollar. Das zeigt die 
Schwäche der Industrie 
und dass die Kapitalist-
Innen selbst keinen Auf-
schwung erwarten.

Die Bedingungen für die 
Überwindung der aktuel-
len Wirtschaftseinbrüche 
auf Grundlage des Kapita-
lismus sind noch schlech-
ter als 2008/09. Die staat-
lichen Mittel für Ret-
tungs- und Konjunktur-
maßnahmen sind nicht 
mehr vorhanden. Der 

Versuch der Regierungen 
auf Kosten von Arbeite-
rInnen und Jugendlichen 
mit Sozialkürzungen ei-
nen Teil der Krisenkos-
ten zu decken hat in einer 
Reihe von Ländern zu ei-
nem Einbruch im Binnen-
konsum geführt. Dadurch 
sind die Perspektiven für 
eine Erholung drastisch 
verschlechtert. 

Viele Entwicklungen 
sind jetzt noch nicht klar 
absehbar. Klar ist aber, 
dass ArbeiterInnen und 
Jugendlich wie schon in 
den letzten Jahren vor die 
Wahl gestellt werden die 
Kosten für die Krise zu 
zahlen oder zu kämpfen. 
Denn klar ist, die Mehr-
heit der Bevölkerung kann 
sich den Kapitalismus und 
seine Krise schlicht und 
einfach nicht mehr leis-
ten.	 Jan Rybak

Kein Ausweg für Kapitalismus

Schon Tage� nach der 
Sperrung der Nazi-
“Heimseite“ Alpen-
Donau.info war sie 
wieder online. Auch die 
Festnahme der rechts-
außen Schlüsselfigur 
Gottfried Küssel konn-
te das Fascho-Zentral-
organ nicht stoppen. 
Tatsächlich breiten sich 
die Rechten im Inter-
net, aber auch auf den 
Straßen weiter aus - 
und werden dabei pro-
fessioneller:

Ebenfalls aus dem 
Dunstkreis von Alpen-
Donau.info gründe-
te sich Anfang 2011 die 
Formation  „Der Fun-
ke“. Mit Störaktionen 
und Pickerl-Propaganda 
macht sie sich besonders 
auf den Unis breit. Dabei 
versucht sie ihr braunes 
Gedankengut „intellek-
tuell“ zu verpacken.

Genauso gab es den 
Versuch mit „Der-
Volkstod-Kommt“ Fa-
schismus für Jugendli-
che „cool“ zu machen. 
Das zeigt: Faschistische 
Gruppen machen sich 
in Österreich immer 
breiter; und der Staat 
schaut weg.

Hannes Stiehl� ist Funk-
tionär der freiheitli-
chen Polizeigewerk-
schaftsfraktion (AUF). 
Ohne Scheu nützt er 
seinen Beruf für sei-
ne Gesinnung: Fotos, 
die er im Dienst bei ei-
ner antirassistischen 
Kundgebung machte, 
veröffentlichte er spä-
ter auf Facebook. Titel: 
„Linkes Gsindl“. Die 
SLP fordert schon lan-
ge den Ausschluss von 
FPÖlern aus dem ÖGB!

„Integrations“�-Staatsse-
kretär Kurz plant den 
Migrationshintergrund 
von Arbeitslosen zu er-
fassen. Hierbei wird bis 
in die Großeltern-Ge-
neration nach Migran-
tInnen geforscht. Dies 
sei wichtig für die Job-
suche, wird medien-
wirksam aber falsch 
argumentiert. Men-
schen sollen also nach 
ihrer Herkunft beur-
teilt werden, helfen 
wird das bloß für Re-
pression.

Der rechte Rand

Vermögen� Die rund 73.900 
MillionärInnen in Öster-
reich besitzen zusammen 
über 230 Mill. Euro (Quel-
le: Format 23/11). Die zehn 
reichsten Familien bzw. 
Privatpersonen verfügen 
über ein Vermögen von ca. 
63,5 Mill. (Quelle: Öster-
reich, 10.6.11). Das reichs-
te 1% besitzt 33,7%, 90% 
besitzen 31,2% des Reich-
tums – d.h. 10% besitzen 
2/3! (Quelle: Die Arbeit 
4/10).

ManagerInnen-Gagen� Man 
nehme 41 durchschnitt-
liche Jahresgehälter von 
ganz normalen Arbeit-
nehmerInnen und erhal-
te das Millionengehalt von 
€ 1.150.000,–im Jahr, das 
einE ATX-ManagerIn ver-
dient (Quelle: AK Für Sie, 
Mai 2011). 

Darf's noch etwas mehr 
sein? OMV-Vorstände 
verdienen 2,2 Millionen 
Euro im Jahr, bei Sempe-
rit 2,1 Millionen Euro und 
bei Raiffeisen 1,5 Millio-
nen Euro.

Und wo das Geld fehlt...� Die 
„normalen“ Beschäftigten 
verdienen weit weniger: 
�KellnerInnen, Schneider-
Innen (€ 11.470,- brut-
to/Jahr), VerkäuferInnen: 
(€ 15.730,-), Sekretariats-
kräfte (€ 22.576,-).

1,04 Millionen der hier 
lebenden Menschen sind 
armutsgefährdet, 467.000 
akut arm. Armutsgefähr-
det ist, wer weniger als € 
994,–/Monat (2008) zur 
Verfügung hat. Die Min-
destsicherung beträgt € 
250,– weniger...

Working Poor� Auch wer 
einen Job hat, hat oft 
schlechte Karten. Der An-
teil der „working poor“, 
also der Anteil jener Ar-
beitnehmerInnen, die 
trotz Arbeitsplatz in die 
Armut rutschen, nimmt 
zu. In Österreich wa-
ren im Jahr 2009 241.000 
Menschen davon betrof-
fen, 117.000 davon haben 
eine Vollzeitstelle.

Wo das Geld in Österreich zu Hause ist...
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Politische Streiks� sind 
möglich! Am 2. Dezem-
ber 1966 „passierte“, 
was in Österreich bis 
heute kaum geschieht: 
es wurde gestreikt, und 
das von 250.000 Be-
schäftigten! Anlass wa-
ren nicht Löhne oder 
Arbeitszeiten, sondern 
die Einreise des selbst-
ernannten „Thronfol-
gers“ Otto Habsburg am 
31. Oktober 1966 nach 
Österreich. Habsburg 
fiel schon damals durch 
antisemitische und ar-
beiterInnenfeindliche 
Aussagen auf.

1919 wurde der Teil 
der Habsburger des 
Landes verwiesen, der 
sich weder der Re-
publik fügen noch 
auf den Herrschafts-
anspruch verzichten 
wollte. Seit 1958 war 
in Österreich ein Streit 

über das Einreisever-
bot und das Vermögen 
der „Exil-Habsburger“ 
entbrannt. Die ÖVP 
zeigte sich nach ei-
ner halbherzigen Ver-
zichtserklärung Ottos 
gesprächsbereit. Kanz-
ler Raab (ÖVP) beauf-
tragte daraufhin die 
Prüfung über die Rück-
stellung habsburgi-
schen Eigentums. We-
gen des Widerstandes 
beschränkte sich Otto 
fortan „nur“ mehr auf 
sein „Einreiserecht“.

Der Streik von 1966 
markiert damit den 
wohl bedeutendsten 
politischen Streik der 
2. Republik! Er ist bis 
heute ein gutes Bei-
spiel, dass Streiks auch 
politischen Auseinan-
dersetzungen ein MIt-
tel sind. Leider sieht 
das die ÖGB-Bürokra-
tie anders. Im Frühjahr 
2000 verweigerte sie 
die Organisation eines 
Streiks gegen die blau-
schwarze Bundesregie-
rung. Mehrere 100.000 
Menschen gingen auf 
die Straßen. Ein Streik 
wie 1966 hätte die be-
reits schwankende Re-
gierung mit ziemlicher 
Sicherheit zum Sturz 
gebracht. Lernen wir 
aus der Geschichte!

Frisch gekämpft, 
ist halb gewonnen!

Betriebsrats“realitäten“? 
Ein Buchtipp für GewerkschafterInnen
Die GPA gibt eine Studie� 
in Auftrag, um das Stan-
ding von Gewerkschaften 
und BetriebsrätInnen un-
ter ArbeitnehmerInnen in 
Betrieben zu erforschen, 
sehr beachtlich. Noch be-
achtlicher ist, dass die Au-
torInnen auch Schlüsse 
ziehen, wie die Situation 
zu verbessern ist. 

Die drei AutorInnen ha-
ben herausgearbeitet, dass 
während des Austrokor-
poratismus  (Sozialpart-
nerschaft) Gewerkschaf-
ten zentrale Aufgaben im 

Staat erfüllt haben, und 
auch heute noch als Teil 
des Staates gesehen wer-
den. Teil des Staates, der 
die Interessen von Lohn-
abhängigen und Arbeits-
losen sehr wenig erfüllt.

Ein Ergebnis ist,� dass man 
BetriebsrätInnen nicht 
nur als Betriebskaiser, 
sondern auch als Inter-
essensvertretung vor Ort 
wahrnimmt. Und dass 
Kämpfe nur gemeinsam 
mit Gewerkschaften ge-
führt werden können, da 

sie vernetzt werden müs-
sen. Sie erklären, das kön-
ne nur mit demokratisch 
organisierten und han-
delnden Gewerkschaften 
funktionieren. Die Ge-
werkschaften sind heute 
schließlich außer reinen 
Serviceleistern auch nur 
ein Teil der Bürokratie, der 

„Herrschaft des Büros“ im 
Staat.

Ob die Gewerkschafts-
führung diese Lehren 
freiwillig umsetzen wird 
ist allerdings fraglich.

	 Bertl Hill

ÖGB-Verlag,�Becksteiner, 
Steinklammer, Reiter, 
ISBN 978-3-7035-1438-8

Ende September� tagt in 
Wien der Kongress der Ge-
werkschaft der Gemein-
debediensteten (GdG). Er 
wird wohl so ablaufen, wie 

es aktive Gewerkschafts-
mitglieder schon seit Jah-
ren kennen. Pompöser 
Auftakt, Empfang beim 
Bürgermeister, lähmen-
de Routine – wenig poli-
tische Debatte. Dabei gä-
be es Themen genug! Erst 
vor kurzem präsentier-
te die GdG eine Studie, die 
vor allem auf die massiven 
Probleme der Beschäftig-
ten in den Spitälern hin-
wies. Alleine um die Zu-
stände dort zu beseitigen, 

müsste die GdG jeden Tag 
auf der Straße stehen! Be-
denklich ist auch die Ge-
haltssituation. In Vorarl-
berg und Salzburg gab es 

für 2010 keine Erhöhung 
für Gemeindebedienstete, 
in Kärnten nur 0,6%, im 
Rest von Österreich 0,9%. 
2011 stiegen die Gehälter 
der Gemeindebediensteten 
zwischen 0,85 und 2,10 % 
- Angesichts der massiven 
Teuerungen ein echter Re-
allohnverlust.

„Lebensmittelpreise,� 
Transportkosten sind viel 
mehr gestiegen als mein 
Gehalt. Eigentlich soll-
te die GdG auf ihrem Kon-

gress über Kampfmaß-
nahmen für mehr Lohn 
beraten“ meint etwa Ger-
hard von der Wiener Be-
leuchtung (MA33). In Wien 

rechtfertigt die oberste Ar-
beitgeberin der Gemein-
debediensteten, Vizebür-
germeisterin Renate Brau-
ner (SPÖ), die enormen Ge-
bührenerhöhungen mit den 
Preissteigerungen. Sie lässt 
ein entsprechendes „Valo-
risierungsgesetz“ beschlie-
ßen. Aber wo bleibt die 
„Anpassung“ für uns? Die 
SLP fordert eine „geleiten-
de Lohnskala“. Das heißt: 
Löhne müssen mindes-
tens gleich viel wert bleiben 

und müssen  automatisch 
an die Preissteigerung an-
gepasst werden. Brauners 
Aussage muss auch für Ge-
meindebedienstete gelten! 

Auch sie kaufen Lebensmit-
tel, brauchen Fernwärme, 
Wienstrom, Gas usw. Ih-
re Bezüge müssten also um 
mindestens die Preissteige-
rung angehoben werden.

So ein Beschluss des GdG–
Kongresses würde ordent-
lich Schwung in die Ge-
haltsdebatte bringen,  und 
den Boden für eine kämpfe-
rische Lohnrunde mit Ak-
tionen auf der Straße und in 
den Betrieben aufbereiten.		
		  Michael Gehmacher

Mehr Geld für Gemeindebedienstete

Der GdG-Gewerkschaftstag muss die Weichen  
stellen, um die Rechte der Beschäftigten zu verteidigen!
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Seit drei Jahren� versucht 
der Großunternehmer Asa-
mer, ein Luxushotel auf 
dem jetzigen Badeplatz des 

Seebahnhofgeländes zu 
bauen. Die Gemeinde ver-
scherbelte einen Teil des 
öffentlichen Badeplatzes, 
um ein Zehntel des übli-
chen Preises und natürlich 
ohne die Betroffenen zu 
fragen. Wegen des anhal-
tenden Widerstandes und 
fehlender Bewilligungen 
wurde der Baubeginn im-
mer wieder verschoben. 

Letztes Jahr mach-
te die SLP eine erfolgrei-
che Kampagne gegen das 

Projekt Lacus Felix. Wir 
werden immer wieder von 
Badegästen angesprochen, 
ob es schon neue Ent-

wicklungen oder Aktio-
nen gegen das Hotel gäbe. 
So meinte ein etwas älte-
rer Badegast kürzlich: „Ich 
bin zwar kein Gmundner, 
aber wenn ihr eine De-
mo oder eine Aktion ge-
gen den Bau dieses Ho-
tels macht, dann könnt 
ihr mit mir rechnen.“ Ein 
anderer Seebahnhof-Fan 
meinte: „Macht ihr eine 
Demo, da bin ich dabei!“ 

Einige sind der Mei-
nung, dass das Projekt 

ohnehin schon gestorben 
sei. Doch wir können uns 
nicht in Sicherheit wiegen 
und werden auch diesen 

Herbst Aktionstreffen an-
bieten – auch weil es In-
formationen gibt, dass im 
Herbst begonnen werden 
soll. Wir wollen all jene 
organisieren, die gemein-
sam gegen den Hotelbau 
was machen wollen.

Beispiele wie Stuttgart 
21, wo 100.000e wöchent-
lich gegen den Bau des un-
terirdischen Bahnhofs de-
monstrieren, zeigen, wie 
man gemeinsam erfolg-
reisein kann.	 Lisa Wawra

Gmunden geht baden

Die Bereitschaft ist groß, Widerstand gegen 
die Verbauung des Badeplatzes zu leisten

In Linz� zeigt sich zur Zeit, in 
welchem Ausmaß die SPÖ 
mit Steuergeldern speku-
liert: 2007 wurde ein Kre-
dit über umgerechnet 195 
Mio. € in Schweizer Fran-
ken über die BAWAG P.S.K 
aufgenommen. Das Spe-
kulationsgeschäft ohne 
Verlustdeckelung wird der 
Stadt nun zum Verhängnis: 
In der Krise ist der Fran-
ken zur Fluchtwährung 
geworden und wird ge-
genüber dem Euro immer 
stärker – die Währungs-
wette damit zum Verlust-
geschäft: 2010 wurde be-
reits ein Verlust von über 
15 Millionen € gemacht. 
Bis 2017 soll die Stadt über 
400 Mio. € an Zinsen zah-
len (Stand 18. August).

Damit steht Linz vor der 
Pleite: Die nächste Halb-
jahres-Zinstranche, fäl-
lig im Oktober, kann die 
Stadt nicht mehr bezah-
len. Der Gemeinderat hat 
zwar beschlossen, die BA-
WAG P.S.K. zu klagen –  
Prozess hin oder her, der 
Stadtsenat beginnt jeden-
falls zu kürzen – und zwar 
einstimmig! In der letz-
ten Sitzung vor der Som-
merpause wurde das Ma-
gistratsbudget mit soforti-
ger Wirkung um 10% ver-
ringert, das heißt weniger 
Geld für Soziales, Kultur, 
Kinderbetreuung, etc. Im 
Gespräch sind auch Ge-
bührenerhöhungen für 
Müllabfuhr & Gas – es 
zeigt sich klar, wer für die 
Casino-Politik der angeb-

lichen "Linzpartei" SPÖ 
bezahlen soll!

Die FPÖ greift das The-
ma als einzige Gemeinde-
ratspartei offensiv auf. Ob-
wohl sie keine Lösungsvor-
schläge anzubieten und den 
Kürzungen zugestimmt hat 
ist die Gefahr groß, dass 
sie vom Skandal profitiert, 
wenn das Thema nicht von 
Linken aufgegriffen wird. 

Bei den regelmäßigen 
AktivistInnentreffen & Mo-
bilisierungskundgebungen 
bekamen wir viele positive 
Rückmeldungen von Men-
schen aller Altersschichten. 
„Warum sollen wir für die 
Fehler der SP bezahlen?“ 
fragte sich zu Recht ein Ju-
gendlicher bei einer Akti-
on am Taubenmarkt. Viele 
sind der Meinung, man sol-
le sich die Proteste in Grie-
chenland oder Spanien zum 
Vorbild nehmen. 

Im Herbst wird das Bud-
get 2012 im Gemeinderat 
diskutiert. Neue, schärfere 
Kürzungen stehen bevor. 
Sie sind ein Frontalangriff 
auf den Lebensstandard 
der LinzerInnen. Deshalb 
müssen wir uns gemein-
sam gegen die Einschnitte 
wehren. Beschäftigte der 
Stadt, Lehrlinge, Schüle-
rInnen, StudentInnen & 
Arbeitslose brauchen ein 
gemeinsames Aktionspro-
gramm gegen die Kürzun-
gen. Wir müssen klarma-
chen: Linz zahlt nicht für 
eure Krise!	 Flo Klabacher

14. September: Demo 
gegen Kürzungen in Linz

Nein zu Budget-
kürzungen in Linz!

Steiermark: Plattform 25 
veranstaltet Konferenz
Im vergangenen halben �Jahr 
haben steirische Beschäf-
tigte und KlientInnen des 
Sozialbereichs eindrucks-
voll ihren Unmut über das 
inzwischen durchgesetz-
te Sparpaket der SPÖVP-
Koalition bekundet. Nun 
sind neue Schritte geplant. 

Von 21.-23.10.� findet eine 
Konferenz der Plattform 
25 in Graz statt. Dieses von 
der SLP mit initiierte Tref-
fen soll der Vernetzung in-
nerhalb Österreichs sowie 
der Erfahrungssammlung 

anhand von internationa-
len Beispielen dienen. Je 
konkreter Aktionen und 
Widerstand auf der Konfe-
renz geplant werden, um-
so größer die Chance auf 
Erfolg. Die SLP schlägt da-
her z.B. (öffentliche) Be-
triebsversammlungen, ei-
ne BetriebsrätInnenkon-
ferenz aber auch Streiks 
der einzelnen Bereiche vor. 
Die Konferenz kann mit 
einer starken Demonstra-
tion beginnen um klar zu 
machen: Wir reden nicht 
nur!

Termin des Monats
Sarrazin aus Graz verjagen!

Proteste gegen 
Sarrazins Auftritt in Graz 
29./30. September 
Mehr auf www.slp.at

Der ÖVP-Bauernbund� holt 
den deutschen Hetz-Au-
tor Sarrazin nach Graz. 
Sein Buch „Deutschland 
schafft sich ab“ will die 
Unterlegenheit von Mus-
limen beweisen. Sar-
razins Rassismus hilft 
bei Angriffen auf soziale 
Rechte, macht Sacha Sta-
nicic (CWI Deutschland) 
in seinem Buch „Anti-
Sarrazin“ klar. Die SLP, 
Sascha und andere Anti-
faschistInnen werden ge-
gen Sarrazin protestieren.



6 Nr. 201 | 09.2011Kultur, Sport & Lifestyle
Wenn „aufgebrezelte“� B- 
und C-Prominente sich 
in der Hofstallgasse 
vor dem Festspielhaus 
tummeln, Straßenbau-
arbeiten nicht mehr in 
der Altstadt sondern 
nur noch in den Wohn-
gebieten den Verkehr 
aufhalten und die Prei-
se in der Gastronomie 
explodieren, dann weiß 
der/die SalzburgerIn: es 
ist wieder Festspielzeit. 

Die künstlerische 
Qualität der Aufführun-
gen war auch im Som-
mer 2011 auf höchstem 
Niveau. Mozart, Strauß, 
etc. wurden meisterhaft 
inszeniert. Die Zahl der-
jenigen, die sich die Stü-
cke auf der Bühne an-
schauen konnten war 
allerdings sehr gering. 
Eine Karte für Mozarts 
Oper „Don Giovanni“ 

war für 225 bis 370 Euro 
zu erstehen. Für Bezie-
herInnen der Mindestsi-
cherung wäre dies schon 
die Hälfte des Monats-
budgets. So bleibt ein 
wichtiger Teil der Kunst 
und Kultur einer kleinen 
Elite vorbehalten, die 
unter sich bleiben will. 

Während Stadt und 
Land Salzburg die eli-
täre „Hochkultur“ und 
Societyevents mit Mil-
lionenbeträgen subven-
tionieren, müssen Ini-
tiativen junger Kultur-
schaffender ums Über-
leben kämpfen. Oft 
bleibt jungen Schau-
spielerInnen und Regie-
sseurInnen nichts ande-
res übrig als sich mit ei-
nigen wenigen hundert 
Euro von Stadt und Land 
plus Werbeförderungen 
von Banken und Unter-
nehmen zu begnügen. 
Dass gesellschaftskri-
tische Stücke so kaum 
eine Chance haben auf-
geführt zu werden ist 
klar. Was sich nicht im 
elitären „hochkultu-
rellen“ Rahmen bewegt 
hat in Salzburg kaum 
eine Chance. Kritik am 
bestehenden System ist 
nicht erwünscht. Jean 
Ziegler wurde als Er-
öffnungsredner wieder 
ausgeladen. 

Rote 
Seitenblicke 

Rapid nach 
dem Sturm
Nachdem am 22. Mai� wäh-
rend des Wiener Der-
bys einige Hundert Rapid 
Fans den Platz gestürmt 
hatten, folgte eine massi-
ve Diffamierungskampa-
gne in den Medien gegen 
Fußballfans, gefolgt von 
Hausdurchsuchungen und 
Strafverfolgung. 

Für den Platzsturm gab 
es unterschiedliche Grün-
de, darunter die schlechte 
sportliche Lage des Clubs 
sowie auch eine lange Ver-
kettung unbeliebter Ent-
scheidungen der Vereins-
spitze. Der Platzsturm 
wird innerhalb der Rapid 
Fanszene durchaus selbst-
kritisch gesehen. Nicht zu 
entschuldigen ist das ge-
genseitige Bewerfen mit 
pyrotechnischen Gegen-
ständen, wie es Einzelne 
aus beiden Fanlagern wäh-
rend der Ereignisse taten. 

Der Platzsturm war 
spontan und nicht orga-
nisiert. Das Gerede in den 
Medien von bürgerkriegs-
ähnlichen Zuständen, die 
angeblich durch „Hassgrie-

chen“ orchestriert wurden, 
ist nicht nur rassistisch. Es 
verhöhnt auch Menschen 
in Ländern, die wirkli-
che Bürgerkriegsszenarien 
durchleben müssen. 

Der Platzsturm lieferte 
Bilder, die nun Vorwand 
für Repressalien sind. Im-
mer wurde auch auf die 

Familien hingewiesen, in 
deren Interesse man bei 
Rapid aufräumen müsse. 
Natürlich sollen alle Al-
tersgruppen ohne Gefahr 
ins Stadion gehen können! 

Gefahr ging am 22. Mai al-
lerdings eher durch wahl-
los gesprühtes Tränengas 
der Polizei aus. 

Hier kann man auch se-
hen, was Jugendliche in 
Österreich erwartet wenn 
sie über die Stränge schla-
gen oder sich z.B. gegen 
die Kürzungspolitik der 

Regierung wehrt: Wegen 
einer Aktion bei der kein 
Mensch verletzt wurde, 
laufen Strafverfahren ge-
gen Fans, die diese ins Ge-
fängnis bringen und Exis-
tenzen zerstören können. 

Rapidfans haben sich 
in der Initiative „United 
We Stand“ zusammenge-
schlossen, um gegen diese 
Maßnahmen zu protestie-
ren und wieder einen Dialog 
mit dem Verein zustande zu 
kriegen. Fangruppen fürch-
ten berechtigter weise, dass 
bei Rapid die Sozialstruktur 
der Fans ausgetauscht, also 
nur noch zahlungskräftiges 
Publikum angelockt wer-
den soll. So etwas darf nicht 
Schule machen! Fans aller 
Clubs müssen ihre Rivalitä-
ten beiseite legen und not-
falls gemeinsam gegen sol-
che Maßnahmen vorgehen.	
		  Christian Bunke

Management versucht Publikum  
auszutauschen und Fans zu kriminalisieren

Politische Menschen – politische Musik
Holger Burner: �„Musik 
kann ein gutes Mittel sein, 
um Ideen und Vorschläge 
zu transportieren und auf 
Missstände aufmerksam zu 
machen. Oder auch dazu, 
sich mal den Akku für den 
Klassenkampf wieder auf-
zuladen. Aber die entschei-
denden Veränderungen 
werden immer noch durch 
Widerstand erkämpft und 
Bewusstsein verändert sich 
v. a. durch Bewegung und 
nicht durch schlaue Texte.“

Sebastian Kugler� von Sie-
benschläfer: �„Unsere Musik 
ist nur implizit politisch. 
Sie beschäftigt sich mit 
Unsicherheit und Enttäu-
schung, Phänomene also, 
die ich in direktem Zusam-
menhang mit der Entfrem-
dung vom Menschen im 
Kapitalismus sehe. Insofern 
beschreibt unsere Musik 
die indirekten Auswirkun-
gen des Kapitalismus auf 
den/die EinzelneN.“ 

Laura Rafetseder: �„Alles ist 
politisch. Und zwar weil 
die Dinge, die man will, im 
Kapitalismus nicht immer 
umsetzbar sind und an die 
einen oder anderen Gren-
zen stoßen, anecken an der 
Gesellschaft in irgendeiner 
Art und Weise. Musik kann 
was zutiefst revolutionäres 
haben, wenn sie die Dinge 
ausdrückt, die die Men-
schen fühlen, z.B. Wut über 
die Zustände in dieser Ge-
sellschaft.“

Vorwärts-Zeitungsfest�: Drei der KünstlerInnen erklären, wie politisch ihre Kunst ist.



Die tägliche Katastophe  

Bildungssystem
Jedes Jahr� wird zu Schul- 
und Unibeginn die Krise 
der Bildungspolitik deut-
licher sichtbar. Die eta-
blierten Parteien versu-
chen, weiterzuwursch-
teln, während das Bil-
dungssystem im Chaos 
versinkt. Es fehlt an allen 
Ecken und Enden – und 
ernstzunehmende Ver-

besserungen sind von Po-
litik und Wirtschaft nicht 
zu erwarten.

Die Krise des Bildungs-
systems beginnt nicht 
erst bei unterfinanzier-
ten Unis oder chaotischen 
Schulen. Der Entwick-
lung von Kindern wer-
den schon von Anfang an 
Steine in den Weg gelegt. 
Es fehlt an Krippen und 
Kindergärten. Nur 15,8% 
der unter 3-Jährigen ha-
ben einen Krippenplatz. 
Laut AK müssen innerhalb 

der nächsten zwei Jahre 
35.000 neue Betreuungs-
plätze geschaffen werden, 
um den Bedarf annähernd 
zu decken. In den Einrich-
tungen gibt es meist Be-
treuungsschlüssel von 1 
zu 15 (also einE PädagogIn 
pro 15 Kinder) oder hö-
her. So ist es unmöglich, 
sich genügend um die Ent-

wicklung der einzelnen 
Kinder zu kümmern. Da-
zu verdienen Kindergärt-
nerInnen magere € 1.000,–
. Ein/e ManagerIn ver-
dient in Österreich durch-
schnittlich das 15-fache. 

In den Schulen setzt sich 
die Bildungskatastrophe 
fort. Wer in der Volks-
schule nicht nur Einser 
hat, bekommt Probleme 
bei der Bewerbung fürs 
Gymnasium. Selektion in 
der Bildung ist soziale Se-
lektion. Das „Weißbuch 

des Österreichischen In-
stituts für Wirtschafts-
forschung“ muss zugeben: 
„Das österreichische Bil-
dungssystem erweist sich 
auf Grund seiner frühen 
Selektion und mangeln-
den Durchlässigkeit als 
wenig flexibel und stark 
aufstiegshindernd.“ Wer 
auf die AHS darf, ent-

scheidet meist der sozi-
ale Status: Je nach Regi-
on schwanken die Über-
trittszahlen von Volks-
schule auf AHS zwischen 
1% in armen und 70% 
in reichen Bezirken. Ein 
A kadem ikerInnen kind 
hat eine drei mal höhere 
Chance als ein Arbeiter-
Innenkind, an die Uni zu 
kommen. Heute erreicht 
nur ein Viertel der Schü-
lerInnen einen höheren 
Bildungsabschluss als ih-
re Eltern.

Wer das Glück hat, eine 
Lehrstelle zu finden, lernt 
nicht das, was ihn/sie in-
teressiert – sondern das, 
was da ist. Heute gibt es 
ein Drittel weniger Lehr-
stellen als 1980. Die Hälf-
te aller Lehrlinge müssen 
neben der Berufsschu-
le Überstunden schieben, 
14,8% der Lehrlinge sogar 
bis zu 15 Überstunden pro 
Monat. Lehrlinge werden 
als billige Arbeitskräfte 
ausgebeutet und, wenn sie 
nichts mehr bringen, ent-
sorgt. Im Tourismus wer-
den 40% der Lehrlinge 
nach der Probezeit gekün-
digt. Zusätzlich cashen die 
Unternehmen Förderun-
gen wie den „Blum-Bo-
nus“ ab.

Wer es an die Uni schafft, 
erreicht dort aber nach all 
den Strapazen nicht das 
Paradies der freien Bil-
dung: Die Situation an 
Universitäten ist die kon-
sequente Fortsetzung der 
Bildungskatastrophe auf 
allen Ebenen. „Überfüllte“ 
Studiengänge sind die Fol-

ge von fataler Unterfinan-
zierung und Personalman-
gel. Und die Zeit, in der ein 
Studium einen fixen Job 
bedeutet hat, sind vor-
bei. Im Standard.at Forum 
schrieb jemand zynisch, er 
freue sich über all die Ta-
xifahrerInnen mit psycho-
logischer Ausbildung. 62% 
der Studierenden müssen 
arbeiten, um sich ihr Stu-
dium zu finanzieren.

Das Establishment, seine 
„Bildungs“ministerInnen 
und „ExpertInnen“ ha-
ben kläglich versagt. In 
der Bildungsdiskussion 
kommen die wahren Ex-
pert-Innen - SchülerIn-
nen, Lehrlinge, Studieren-
de, Lehrende...   nicht zu 
Wort. Überall wird bereits 
von einem heißen Herbst 
geredet. Höchste Zeit, dass 
wir uns gemeinsam durch 
Proteste und Streiks in die 
Diskussion einmischen, 
denn wer kann besser sa-
gen, was das Bildungssys-
tem braucht, als die, die 
direkt damit zu tun ha-
ben?	 Sebastian Kugler

Im Bildungssystem krankt es an allen Ecken – doch  
von der Politik sind keine Verbesserungen zu erwarten.
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Zahlen & Fakten zur
Bildungsmisere in Österreich
Es herrscht Mangel…
FFan 18.000 Kinder-
betreuungsplätzen 
für Kleinkinder 
FFan 350.000 Plätzen 
in Ganztagsschulen 
FFan LehrerInnen – jetzt 
schon, und nicht 
erst in 5-10 Jahren, 
wenn Stellen durch 
Pensionierungen frei 
werden; lt Elternver-
treterInnen rund 22%. 

(Quelle: www.presse.com) 

Klassenschülerhöchstzahlen
FFOffizielle Klassen-
schülerhöchstzahl: 
25 SchülerInnen, 
offiziell auch bis zu 
20% mehr, also 30
FFAn AHS-Unterstufen 
sind häufig mehr 
SchülerInnen in einer 
Klasse: im Schuljahr 
2008/09 ca.54 % 
in den ersten AHS 
Klassen, in manchen 
sogar über 30 Kinder
FFÜberschreitungen 
sind auch häufig in 
Privatschulen. 

(Quelle: Rechnungshofbericht 2011 
zur Klassenschülerhöchstzahl)

Privatisierung der Kosten…
FF Insgesamt 77 % der 
SchülerInnen müssen 
zusätzlich zu den 
Hausübungen täglich 
lernen, meist von den 
Eltern unterstützt 
FF„Professionelle“ 
Nachhilfe nehmen 
270.000 SchülerInnen 
in Anspruch
FFDas sind: 80 Mio. 
Stunden im Jahr – ein 
Gegenwert von 47.000 
Vollzeitstellen

FFDas bedeutet finanziell: 
127 Mio. Euro im Jahr, 
durchschnittlich 578 
Euro in der HS, 831 
Euro in der AHS
FFWeitere 70.000 
benötigen Nachhilfe, 
erhalten diese aber 
nicht, weil das für die 
Eltern zu teuer wäre

Dennoch…
FFhaben 9,3% der Schü-
lerInnen bis zum 15. 
Lebensjahr eine Klasse 
wiederholt, was im Jahr 
308 Mio. Euro kostet.
FFZum Vergleich: Der 
Ausbau ganztägiger 
Schulformen kostet 
nur 240 Mio. Euro.

(Quelle: AK für Sie, 06/2011; 
www.diepresse.com)

Lehre ist Ausbeutung
FFLehrlinge trauen sich oft 
nicht in Krankenstand 
zu gehen. Arbeit-
nehmerInnen hatten 
durchschnittlich 12,5 
Krankenstandstage im 
Jahr 2009, Lehrlinge nur 
4,5 Tage. Der Grund: 
40,6% fürchten sich, 
den Job zu verlieren.

Ist es auf der Uni besser?
FF60 % aller Studierenden 
müssen arbeiten gehen, 
um sich das Studium 
zu finanzieren.
FFStudierende haben 
dennoch wenig Geld zur 
Verfügung: 46% müssen 
mit max. € 912,- im 
Monat auskommen.
FFUniversitätsräte: 103 
Delegierte, davon 43 
Wirtschaftsvertreter, 
1 ÖGB-Delegierter.

Der Mensch� ist ein neugie-
riges Wesen. Kleine Kin-
der freuen sich meist auf 
die Schule und lernen ger-
ne. Junge LehrerInnen be-
ginnen mit großen Plänen 
ihren Job und wollen die 
Kinder inspirieren. Nach 
wenigen Jahren sind beide 
meist verbittert und ent-
täuscht. 

Muss Lernen� unangenehm 
sein? Muss Wissen er-
zwungen werden? Muss 
Schule scheiße sein?

Wie Bildung vermittelt 
wird, was wie gelernt und 
gelehrt wird, hängt immer 
vom jeweiligen Gesell-
schaftssystem ab. Der Ka-
pitalismus ist ein System 
der Konkurrenz. Staaten, 
die Kriege um Öl führen, 
Großkonzerne, die das 
Monopol in ihrem Seg-
ment an sich reißen wol-
len, usw. Ein System das 
auf Konkurrenz basiert, 
braucht Menschen, die 
konkurrieren. Logisch, 
dass wir da alle zur Kon-
kurrenz erzogen werden. 
Wir sehen das überall im 
Bildungssystem: Kinder, 
die nach der Volksschu-
le in „gute“ Gymnasias-
tInnen und „schlechte“ 
HauptschülerInnen ein-
geteilt werden. Wir wer-
den bestraft, wenn wir bei 
Tests oder Schularbeiten 
helfen wollen. Knock-Out 
Prüfungen an den Uni-
versitäten, ein „Survival 

of the Fittest“. Wer nicht 
konkurrenzfähig ist, weil 
er/sie aus einer armen Fa-
milie kommt, besondere 
Bedürfnisse hat, etc. hat 
kaum eine Chance.

Die Propaganda,� dass Kon-
kurrenzdenken und No-
tensystem Lernende zu 
besseren Leistungen brin-

gen ist Humbug. Der stän-
dige Stress, mit Schular-
beiten, Tests, und soge-
nannten „Lernzielkont-
rollen“, führt nicht dazu, 
dass sich die Lernenden 
entfalten und ihre Fähig-
keiten erweitern. Sie kön-
nen nur zum Zeitpunkt 
x das Stoffgebiet y run-
terzitieren. Studien zei-
gen regelmäßig auf, wie 
erschreckend wenig Er-
wachsene noch von ih-
rer Schulbildung wissen. 
Lernen im Kapitalismus 
ähnelt einer Essstörung: 
Mensch frisst Wissen in 
sich hinein, um es dann zu 
einem bestimmten Zeit-
punkt wieder rauszuwür-
gen. Mehr wird von uns im 
Kapitalismus ja auch nicht 
gebraucht, wir sollen so 
viel können, wie von uns  
in jeweiligen Jobs verlangt 
wird. 

Das Bildungssystem ist 
weniger dazu da, uns Wis-
sen zu vermitteln, son-
dern viel mehr um uns an 
die Spielregeln des Kapi-
talismus zu gewöhnen.

Dass dieses Konkur-
renzsystem die Mensch-
heit nicht weiterbringt, ist 
heute offensichtlich: Billi-
onen Euro verschwinden 
im Schwarzen Loch von 
„Bankenrettungspaketen“ 
und „Rettungsschirmen“, 
ganze Staaten stehen vor 
dem Bankrott. Menschen 
können nicht frei aus-
suchen, was sie arbeiten 
wollen, sondern werden 
durch Launen der Märkte 
in Sparten rein- und raus-
gedrängt.

Die SLP kämpft� für eine Ge-
sellschaft, in der nicht die 
Konkurrenz vorherrscht. 
Eine Gesellschaft, in der 
das, was alle betrifft, auch 
allen gehört. Eine Gesell-
schaft, in der jedeR jeden 
Aspekt seines/ihres Le-
bens mitbestimmen kann. 
Eine Gesellschaft, in der 
gemeinsam und demokra-
tisch produziert und nicht 
gegeneinander und dikta-
torisch produziert wird. 
Diese Gesellschaft nennen 
wir Sozialismus.

Klar, dass in einem Sys-
tem, das nicht auf Kon-
kurrenz, sondern dem 
Zusammenspiel der Men-
schen aufbaut, auch das 
Bildungssystem anders 
aussieht. Wie genau ein 
sozialistisches Bildungs-
system aussehen würde, 
kann niemand vorhersa-
gen. Aber die gesellschaft-
lichen Grundbedingungen 
wären erstmals gegeben, 
um die Entfaltung des 
menschlichen Individu-
ums zu ermöglichen.

In einer Gesellschaft, in 
der der Reichtum nicht in 
die Luxuswagensamm-
lung des Sultans von 
Brunei oder die Orgien 
Berlusconis fließt, ist ge-

Bildung ganz 
ganz anders 
Im kapitalistischen Bildungssystem 
geht es nur darum, möglichst optimale
Arbeitskräfte zu züchten.

SLP-Bildungs-
programm
48 Seiten, DIN A5, € 4,–
Bestellungen unter www.slp.at
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„Die Gedanken der herrschenden Klasse sind in 
jeder Epoche die herrschenden Gedanken, d.h. die 
Klasse, welche die herrschende materielle Macht 
der Gesellschaft ist, ist zugleich ihre herrschende 
geistige Macht. […] Die herrschenden Gedanken sind 
weiter Nichts als der ideelle Ausdruck der herr-
schenden materiellen Verhältnisse, die als Gedan-
ken gefassten herrschenden materiellen Verhält-
nisse; also der Verhältnisse, die eben die eine Klas-
se zur herrschenden machen, also die Gedanken ih-
rer Herrschaft.“ Aus Karl Marx / Friedrich Engels: Die 
deutsche Ideologie (1845/46)

Damit ist gemeint, dass die Überzeugungen, An-
sichten und Moralvorstellungen, die vorherrschen, 
die Überzeugungen, Ansichten und Moralvorstellun-
gen der Elite sind, die diese Gesellschaft beherrscht. 

Ein zentraler Kernpunkt der herrschenden Ideologie 
ist, dass es angeblich keine Alternative zum Kapita-
lismus gibt, weil der Kapitalismus das einzig funk-
tionierende Wirtschaftssystem sei. „Es gibt nichts 
besseres, wir haben nichts besseres…“ das ist mehr 
oder minder die Linie, die den Menschen schon in der 
Schule vorgegeben wird. „Was Hänschen nicht lernt 
lernt Hans nimmermehr“ drückt schön aus, warum 
das Bildungssystem so wichtig und so ein umstrit-
tener Schauplatz der Auseinandersetzung ist. Bereits 
in der Schule lernen wir, dass der Kapitalismus zwar 
nicht perfekt ist, aber es leider keine Alternative da-
zu gibt. Ein weiteres Element ist „wir sitzen alle im 
selben Boot“, also das Unternehmen, Politik und Ich 
dieselben Ziele hätten. Dass es Klassengegensätze und 
genau entgegengesetzte Interessen gibt wird verleug-
net. Diese „herrschende Ideologie“ bekommen wir 
ständig und auf allen Ebenen verpasst. Teilweise nett 
verpackt, aber der Inhalt bleibt gleich. So wird zwar 
heute zugegeben, dass der Kolonialismus (mit)schuld 
an der Armut in Afrika ist, als Lösung wird aber „Hil-
fe“ und nicht ein Sturz des Systems das die Ausbeu-
tung schafft vorgeschlagen. Angesichts der ständi-
gen ideologischen Berieselung ist es schwer, sich die-
ser Meinung zu entziehen. Um sich seine eigene Mei-
nung bilden zu können, muss Mann oder Frau in der 
Lage sein, sich kritisch mit Dingen auseinandersetz-
ten und sie von allen Seiten beleuchten. Das der Ka-
pitalismus nicht alternativlos ist und es in Form einer 
demokratisch geplanten Wirtschaft, namentlich dem 
Sozialismus, einen Ausweg für Mensch und Natur gibt 
– das ist ebensowenig Teil des Lehrplanes, wie wirk-
lich kritisches Hinterfragen.

Dass z.B. die bürgerlich-parlamentarische Demo-
kratie, eine äußerst beschränkte Demokratie ist, wird 
in Schule oder Studium nur selten angesprochen. 
Durchaus realitätsnah ist die undemokratische Pra-
xis die wir im Bildungswesen nebenbei mitlernen. 
Von oben wird bestimmt und Fehlverhalten bestraft. 
Demokratie wird gepredigt, aber nicht gelebt – ganz 
so wie auch im Betrieb und im Staat. Wir bekommen 
also nur ein hohles Ideal vorgesetzt. Wir lernen tat-
sächlich „fürs Leben“ - wo unser Platz angeblich ist, 
welche Ungerechtigkeiten „halt so sind“ und dass wir 
daran „eh nichts ändern können“. Da die herrschende 
Ideologie, die Ideologie der herrschenden Klasse ist, 
können wird Inhalt und Methoden des Bildungswe-
sens letztendlich auch nur in einer anderen, einer so-
zialistischen Gesellschaft ändern.	 Georg Kumer

„Was Hänschen 
nicht mehr lernt...“ 

Marx aktuell

nug Geld da, um flächen-
deckende Kleinkinderbe-
treuung zu garantieren. 
Diese wird nicht nur von 
einer/m überarbeiteten 
PädagogIn geleitet, son-
dern von einem großen 
Team aus gut ausgebilde-
ten PädagogInnen. In den 
Schulen kann gemeinsam 

gelernt werden – weg ist 
die strikte Trennung in 
„Lehrende“ und „Lernen-
de“. Demokratie wird auf 
allen Ebenen zum Prin-
zip. Vom Speiseplan über 
den Lehrplan bis zur Farbe 
der Wände – Alle Betroffe-
nen können demokratisch 
entscheiden und gestalten. 
Erstmals können alle an 
Bildung teilhaben. Men-
schen mit besonderen Be-
dürfnissen, die heutzuta-
ge als „Behinderte“ gelten, 
werden nicht in Sonder-
schulen abgeschoben. In 
jeder Klasse werden Schü-
lerInnen mit besonderen 
Bedürfnissen von ihren 
MitschülerInnen unter-
stützt. MigrantInnen hät-
ten endlich die gleichen 
Chancen wie „Einheimi-
sche“. Unterschiedliche 
Herkunft würde den Un-
terricht bereichern statt 
behindern, weil sich die 
Kinder ohne Leistungs-
druck mit anderen Kultu-
ren und Sprachen vertraut 
machen können. Die Bil-
dungseinrichtungen wä-
ren aber keine abgehobe-
nen Elfenbeintürme, sie 
würden eng mit der Ge-
sellschaft verbunden sein. 

Durch die Aufhebung der 
Trennung von „Hand“- 
und „Kopf“-Arbeit könn-
ten SchülerInnen inner-
halb ihrer Schulbildung 
auch handarbeitliche Flä-
chenberufe erlernen, Ex-
kursionen wären nicht der 
Ausbruch aus dem faden 
Schulalltag, sondern eine 

regelmäßige Praxiserfah-
rung für die Lernenden. 
Überhaupt würde „Schu-
le“ nicht mehr einfach in 
einem Gebäude stattfin-
den, sondern überall, wo 
es etwas zu lernen gibt. 

Alternativen?� In einer an-
deren Gesellschaft� könn-
ten die Menschen tatsäch-
lich ihr Leben lang lernen 
– Eine Verteilung der ge-
sellschaftlich notwendi-
gen Arbeit könnte die täg-
liche Arbeitszeit beim ak-
tuellen Stand der Technik 
auf 4 Stunden täglich oder 
gar noch weniger reduzie-
ren. Es wäre genug Frei-
zeit da, um sich umfas-
send weiterzubilden.

Dass all das keine illuso-
rischen Utopien sind, zeigt 
die Realität. Es gibt Schu-
len ohne Noten, Integrati-
onsklassen und Schulen, 
in denen die SchülerInnen 
mitbestimmen, was ge-
lernt wird. Zurzeit sind es 
Schulversuche, Ausnah-
men, die meist an teuren 
Privatschulen stattfin-
den. Im Sozialismus wä-
ren diese Ausnahmen die 
Regel. Es gäbe keine Pri-
vilegien für die, die es sich 

leisten könnten. Erfolgrei-
che Konzepte würden sich 
ausbreiten, weil die best-
mögliche Lernatmosphäre 
im Mittelpunkt steht und 
nicht die Aufrechterhal-
tung von gesellschaftli-
chen Klassen.

Klar ist, dass so eine Ge-
sellschaft nicht vom Him-

mel fallen wird. Besonders 
jetzt, in Anbetracht ei-
ner kapitalistischen Kri-
se, deren ungeheure Aus-
maße noch unklar sind, 
ist die Frage einer anderen 
Gesellschaft brennender 
denn je. Bewegungen, die 
sich gegen die kapitalisti-
schen Verhältnisse rich-
ten, tragen somit auch zur 
Befreiung des Bildungs-
systems bei. Während der 
„UniBrennt“-Bewegung 
2009, die sich gegen die 
unhaltbaren Studienbe-
dingungen zur Wehr setz-
te, kam es im Rahmen der 
besetzten Hörsäle zu al-
ternativen Vorlesungen 
und Seminaren, wo al-
le mitmachen konnten. 
Überall auf der Welt gibt 
es aktuell massiven Wi-
derstand gegen die Aus-
wirkungen des Kapitalis-
mus. Die SLP ist mit ihren 
Schwesterorganisationen 
in 45 Ländern der sozia-
listische Teil in den ver-
schiedenen Bewegungen 
– unser Ziel ist der Sturz 
des Kapitalismus und eine 
wirklich freie und demo-
kratische Gesellschaft.	
		  Sebastian Kugler

In einer sozialistischen Gesellschaft 
ist die Entfaltung all unserer Fähigkeiten
überhaupt erst möglich.
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Bessere Bildung  
dank Volksbegehren?
Die Situation� im Bildungs-
wesen ist katastrophal. 
SchülerInnen und Leh-
rerInnen gehen nach der 
Schule frustriert nach 
Hause, StudentInnen 
zwängen sich in überfüll-
te Hörsäle, viele Bildungs-
angebote kann man/frau 

sich nicht leisten und und 
und. Der Wunsch aller Be-
teiligten (SchülerInnen, 
StudentInnen. Lehrenden 
und Eltern) nach Verän-
derungen ist enorm. Das 
„Bildungsvolksbegehren“ 
wird von vielen als eine 
Möglichkeit gesehen, end-
lich was zu tun. Unter-
stützt wird es u.a. von ei-
nigen Wirtschaftsverbän-
den wie dem Wirtschafts-
forum der Führungskräfte 
oder der Industriellen-
vereinigung (IV). Auf der 
Homepage www.vbbi.at 
findet man allgemein for-
mulierte Forderungen, die 
versuchen, möglichst viele 
Schichten  anzusprechen. 
Doch was steckt wirk-
lich hinter den Forderun-
gen und dem Programm, 
das auch die AK, Teile der 
SPÖ und der Grünen un-
terstützen?

Viele Forderungen wie 
„Abschaffung von Sit-
zenbleiben und ein En-
de der Nachhilfe“, „Auf-
wertung des Lehrberu-
fes“, „selbstständiges, 
kreatives Lernen“ oder 
für die „Erhöhung der öf-
fentlichen Finanzierung 

(der Universitäten) auf 2% 
der Wirtschaftsleistung“ 
klingen gut. Tatsächlich 
sind die Forderungen aber 
recht allgemein gehalten. 
Stutzig macht auch, WER 
es puscht und unterstützt. 
Wenn man/frau genauer 
hinschaut, dann sind zwei 
rote Fäden zu erkennen, 
die sich durchs Programm 
ziehen: Leistungsorien-
tierung (gilt für Lernen-
de und Lehrende) und die 
weitere Öffnung des Bil-
dungswesen für die Wirt-
schaft. Das heißt im Klar-
text: Es geht nicht um Bil-
dung an sich, sondern 
darum, Menschen als Ar-
beitskräfte für die Wirt-
schaft fit zu machen. Nur 
jene, die sich gegenüber 
den anderen durchsetz-
ten können und dem Leis-
tungsdruck von klein auf 
standhalten, sollen be-

lohnt werden. Der Rest 
bleibt auf der Strecke. 
Und nur jene, die sich der 
Wirtschaft im Laufe des 
Studiums anbiedern, wer-
den gefördert. Der Rest 
muss selber schauen wie 
er/sie sein Studium finan-
ziert und danach auf einen 

Arbeitsplatz hoffen.

Wenn das Volksbegehren� 
mehr Geld für die Unis 
fordert, sagt es nicht da-
zu, woher das Geld da-
für kommen soll. Das ist 
aber die Kardinalsfra-
ge! Angedeutet wird, dass 
die Wirtschaft nicht da-
für aufkommen soll. Das 
ist nicht weiter verwun-
derlich, weil die diversen 
Wirtschaftsverbände in 
der Vergangenheit Steuer-
erleichterung um Steuer-
erleichterung für die Un-
ternehmen und Reichen 
mit Hilfe der Regierungen 
durchsetzten konnte. Das 
Geld soll wieder einmal 
von den Betroffenen selbst 
kommen bzw. durch Sozi-
alabbau beschafft werden, 
bei dem IV & Co. immer an 
vorderster Front dabei wa-
ren. Studiengebühren und 

Studienkredite sollen die 
Defizite der Unis stopfen 
und den Druck auf Studie-
rende weiter erhöhen. Im 
Schulwesen werden viel-
leicht weitere Einsparun-
gen bei den LehrerInnen 
die Folge sein. Sie sind im 
Kampf für echte Verbesse-
rungen im Bildungswesen 
also kein Bündnispartner. 

Einigkeit besteht dar-
in, dass sich etwas ändern 
muss. Verständlich, wenn 
es angesichts des Jahre-
langen Herumwursch-
telns die Hoffnung gibt, 
das Volksbegehren würde 
was ändern. Doch dafür 
wird ein Kreuzerl im No-
vember nicht reichen. 1997 
unterzeichneten 11,17% 
der Wahlberechtigten das 
Frauenvolksbegehren. Bis 
jetzt wurden keine der 
Forderungen verwirk-
licht. Ein Volksbegehren 
kann auf ein Thema auf-
merksam machen. Das ist 
beim Bildungsthema nicht 
mehr nötig. Doch Druck 
aufbauen kann es kaum. 

Was wir brauchen ist 
ein Zusammenschluss von 
SchülerInnen, StudentIn-
nen, LehrerInnen, Uni-
beschäftigten usw. die 
aus Sicht der Betroffenen 
und nicht der Wirtschaft 
ein Programm und einen 
Aktionsplan entwickeln. 
„Geld für Bildung statt für 

Banken“, der Slogan der 
Uniproteste 2009/10, trifft 
dabei den Nagel auf den 
Kopf. Die Frage nach De-
mokratie im Bildungswe-
sen ist dabei auch wich-
tig - das Vokabel findet 
sich „zufällig“ in den For-
derungen des Bildungs-
volksbegehrens nicht 
wieder. 

Wo bleibt die Gewerk-
schaft, wenn es darum 
geht etwas zu verändern? 
Das Thema Bildung betrifft 
ALLE Gewerkschaftsmit-
glieder! Teile der Gewerk-
schaft unterstützen das 
Volksbegehren und sig-
nalisieren so der Mitglied-
schaft, dass das reichen 
würde. Dampfablassen 
durch eine Unterschrift 
anstatt Kämpfe organi-
sieren ist leider die gän-
gige Methoden im ÖGB. 
Doch anstatt sich mit IV & 
Co ins Boot zu setzen soll-
te der ÖGB die eigene Basis 
mobilisieren und so ech-
ten Druck auf Regierung & 
Wirtschaft aufbauen. Um 
das zu erreichen müssen 
wir allerdings erst einen 
Kurswechsel im ÖGB er-
kämpfen. Wirkliche Ver-
besserungen im Bildungs-
wesen können nur OHNE 
die IV und nur MIT dem 
gemeinsamen Kampf der 
Betroffenen erreicht wer-
den.	 Margarita Döller

Gemeinsam mit neoliberalen Wirtschafts-
vertretern werden wir nichts erreichen!
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Fundstück des Monats

Am 8. Oktober� soll der 5. 
esoterische „Bewusst Kon-
gress“ stattfinden, erst-
mals in Österreich.

Ein Treffen harmloser 
esoterischer SpinnerIn-
nen? Das Programm bein-
haltet „Geschichten über 
die Auferstehung von At-
lantis“, etc...

Bei näherem Betrachten 
der ReferentInnen fällt aber 
auf, dass das keineswegs 
harmlose EsoterikerInnen 
mit kruden Theorien sind. 
Unter den OrganisatorIn-
nen findet sich Jo Conrad, 
gut bekannt und aktiv in 
der rechten und antisemiti-

schen Szene und Verharm-
loser des NS-Regimes. In 
seinem Buch „Entwirrung“ 
spricht er vom "Einfluss der 

Juden auf ihre Wirtslän-
der" und greift die Behaup-
tung auf, Hitler sei durch 
jüdische Finanziers an die 
Macht gekommen. Das Ta-
gebuch der Anne Frank be-
zeichnet er indirekt als Fäl-
schung und Aussagen bei 
den Nürnberger Prozessen 
seien "aufgrund von Miss-
handlungen und Falsch-
aussagen von Zeugen zu-
stande gekommen". Es ist 
davon auszugehen, dass 
solche Aussagen auch auf 

diesem „Kongress“ fallen 
werden.

Skandalöserweise hät-
te der Kongress am AKG 

Wien, einer öffentlichen 
Schule, stattfinden sol-
len. Wir kontaktierten 
die Schule – Wenig spä-
ter war zu lesen, dass der 
Ort des Kongresses we-
gen Beschwerden geän-
dert werden muss. Die SLP 
wird weiter gegen diesen 
Kongress aktiv sein – Die 
Rechten werden keinen 
Platz haben, sich zu tref-
fen. Weder in einem Fest-
saal noch in einem Hin-
terzimmer! 	 Yanna Ndiaye

Braune Aliens in Wien?

Rechte Verschwörungstheoretiker planten 
Esoterik-Kongress in Wiener Schule 

Anfang August� kam es zu 
schweren Ausschreitun-
gen in ganz England. Nach 
dem Mord der Polizei an 
einem 29-Jährigen explo-
dierte der Frust englischer 
Jugendlicher über ihre so-
ziale Situation und Poli-
zeirepression. Paul Cal-
lanan ist Koordinator der 
Kampagne Youth Fight 
For Jobs (Jugend kämpft 
für Jobs- „YFJ“) in Eng-
land. Er ist Mitglied der 
Socialist Party, der engli-
schen Schwesterorganisa-
tion der SLP. 

Vorwärts:� Wie ist die sozi-
ale Situation von Jugend-
lichen in England?

Paul: �Als wir 2009 die 
YFJ-Kampagne starteten 
gab es 750.000 arbeitslo-
se Jugendliche. Nun sind 
es bereits über 900.000. 
Die Regierung will im öf-
fentlichen Sektor weitere 
750.000 Menschen feuern, 
darunter viele Jugendli-
che. Es gibt Attacken auf 
das Bildungssystem, die 
Regierung streicht das 
Schulgeld (EMA) kom-
plett. Das bedeutet, viele 
können nicht mehr eine 
höhere Schule oder eine 
Berufsbildende Schule be-
suchen. Studiengebüh-
ren werden auf 10.000€ im 
Jahr erhöht. Niemand aus 
einer armen oder Mittel-
standsfamilie kann sich 
mehr leisten, zu studieren! 
Die Verantwortung für die 
Zerstörungen bei den Riots 
liegt bei der Regierung, die 
das Sozialsystem zerstört.

V: �Was will YFJ gegen die-
se Missstände tun?

P: �Die meisten, die nun von 
den Angriffen betroffen 
sind, wissen nicht, wie sie 
sich wehren können. Wir 
wollen diese Leute orga-
nisieren und gemeinsam 
mit Gewerkschaften gegen 
die Kürzungen kämpfen. 
Zur Gründung organisier-
ten wir zum G20- Treffen 
eine Demo durch Londons 
Armenviertel. Das brach-
te viel Aufmerksamkeit. 
Im November 09 organi-
sierten wir eine Jugendde-
mo mit über 2000 Leuten. 
2010 hatten wir eine er-
folgreiche Jugendkampa-
gne gegen die rechtsextre-
me British National Party. 
�Nun haben wir unser bis-
her größtes Projekt – den 
Jarrow March 2011.

V: �Was ist der Jarrow 
March 2011?

P: �Vor 75 Jahren mar-
schierten Arbeitslose von 
Jarrow im Norden bis nach 
London, um gegen ihre Si-
tuation zu protestieren. 
Auch heute haben Jugend-
liche in diesem System 
keine Zukunft. Wir wollen 
mit arbeitslosen Jugendli-
chen diesen Marsch wie-
derholen, als Teil unseres 
Kampfes für echte und si-
chere Jobs und gegen ein 
System, das uns Jugendli-
chen nichts zu bieten hat. 
Die Riots sind verständ-
lich, aber kein Ausweg – 
Wir setzen auf Demos, Be-
setzungen und Streiks.

„Demos, Streiks  
und Besetzungen“

Biedermann, Brandstifter, 
Baseballschläger
Während der Riots� in Eng-
land organisierten sich 
viele AnwohnerInnen, um 
sich gegen Plünderun-
gen zu wehren. Das ist 
ihr gutes Recht, immer-
hin wurden bei den Riots 
viele kleine Geschäfte und 
Wohnhäuser angezün-
det. Das traf Menschen, 
die nicht an der Misere 
schuld sind. Aber Rechts-
extreme nutzten das für 
sich. Die faschistische Bri-
tish National Party (BNP) 
und die nicht minder ge-
fährliche English Defence 

League (EDL) versuch-
ten, sich als Beschützer 
der „weißen Arbeiterklas-
se“ aufzuspielen. Sie pat-
rouillierten mit Baseball-
schlägern durch die Stadt 
und griffen wahllos mig-
rantische Jugendliche an. 
Die Socialist Party in Eng-
land unterstütze die Selb-
storganisierung der Men-
schen, argumentierte aber 
gleichzeitig für einen ent-
schiedenen Kampf gegen 
Rassismus, um EDL und 
BNP zurückzutreiben.

Der reiche Mann auf dem Meer
Der russische Milliardär Roman Abramowitsch� hat's auch 
nicht leicht. Sein Fußballverein Chelsea FC weigert 
sich beharrlich, die Champions League zu gewin-
nen, und jetzt kann er nicht einmal mehr an der Cote 
d'Azur anlegen. Warum? Mit 162,5m ist seine Yacht zu 
groß für die Häfen. Armer, armer Roman.
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Warum ist Berlusconi
noch an der Macht?
Italien� hat in den letzten 
Monaten Aufsehen erregt: 
Während sich die wirt-
schaftliche und soziale Si-
tuation verschlimmert, ist 
Berlusconi damit beschäf-
tigt, seine Haut zu retten. 
Er scheut nicht davor zu-
rück, ParlamentarierIn-

nen zu kaufen, um seine 
fragile Mehrheit abzusi-
chern. Für Nicht-Italie-
nerInnen mag es schwer 
zu verstehen sein, wie ein 
Medientycoon und Ze-
mentunternehmer mit 
kriminellem Background 
die italienische Politik der 
letzten 20 Jahre so do-
minieren konnte. Sein 
Sündenregister umfasst 
Sexskandale, Korruption, 
Bestechung, sowie direk-
te oder indirekte Unter-
stützung von Vertretern 
des organisierten Verbre-
chens. Warum ist Berlus-
coni immer noch an der 
Macht? Ein Element ist si-
cher die Macht seines Me-
dien- und Finanzimperi-
ums: Dazu zählen 350 Un-
ternehmen, u.a. Monda-
dori ACI SRL Publishing, 
Banca Mediolanum SpA, 
Fininvest, Mediaset, der 

AC Milan, sowie Bau- und 
Immobilienfirmen. Aber 
sein Reichtum ist nicht der 
Hauptgrund. Der wirkli-
che Grund ist die Schwä-
che der Opposition. Sie 
ist unfähig, eine Alterna-
tive zur Politik Berlusco-
nis anzubieten. Die größ-

te “Oppositions”partei ist 
die aus sozialdemokrati-
scher Tradition stammen-
de Demokratische Partei 
(PD). Sie hat es stets ver-
mieden, eine Massenbe-
wegung gegen diese Poli-
tik aufzubauen. Stattdes-
sen umwirbt sie, wie die 
Regierung, die Bosse und 
die Mittelklassen. 

Die Rifondazione Com-
munista (PRC) als Vertre-
terin der radikalen Linken 
hat ihre Glaubwürdigkeit 
durch die Unterstützung 
der PD-Regierung und 
deren neoliberaler Politik 
eingebüßt. Auf Wahlebene 
wurde sie de facto ausge-
löscht – sie verlor bei den 
letzten Wahlen alle Par-
lamentssitze. Die zwei-
te Regierung Prodi, an der 
die PRC beteiligt war, hat 
weiter das Sozialsystem 
abgebaut, Militäreinsätze 

der USA unterstützt und 
der USA erlaubt, ihre Mili-
tärbasen in Vicenza - trotz 
des Widerstands einer Be-
völkerungsmehrheit -  
auszubauen. Kurz: Sie hat 
Politik für die Bosse um-
gesetzt. Die Linke in Itali-
en hätte sich in den letzten 

Jahren als echte Alternati-
ve zur neoliberalen Politik 
der Mitte-rechts und Mit-
te-links Regierungen prä-
sentieren können – aber 
sie hat sich der PD unter-
geordnet. Die PRC hätte 
sich vor dem Hintergrund 
der Krise als eine Par-
tei etablieren müssen, die 
unerschütterlich für die 
Rechte von ArbeiterInnen 
und Jugendlichen kämpft. 
Das hätte ein kämpferi-
sches Programm verlangt, 
das offensive Forderun-
gen zur Verteidigung von 
Jobs, Löhnen und Sozial-
leistungen beinhaltet und 
den Kapitalismus in Fra-
ge stellt. Ein solches Pro-
gramm müsste die Ver-
staatlichung von Ban-
ken, Finanzinstitutionen 
und Konzernen beinhal-
ten, unter demokratischer 
Kontrolle und Verwaltung 

der ArbeiterInnen. Das 
hätte eine Ablehnung je-
der Koalition, die Politik 
für die Bosse umsetzt, be-
deutet – sowohl auf loka-
ler wie nationaler Ebene. 

Am 15. Juli wurde die 
härteste Attacke auf den 
Lebensstandard der Ar-
beiterInnenklasse der 
letzten 20 Jahre vom ita-
lienischen Parlament ver-
abschiedet. Sie beinhaltet 
Kürzungen im Gesund-
heitswesen, die Einfüh-
rung von Selbstbehalten 
von 25 Euro, die Privati-
sierung des Roten Kreuzes, 
eine Anhebung des Pensi-
onsalters, ein Einfrieren 
der Löhne im öffentlichen 
Dienst für ein Jahr und 
Kürzungen bei den Kom-
munen. Hintergrund sind 
die Angriffe der Finanz-
märkte gegen das Land 
in den letzten Monaten. 
Es beinhaltet folglich ei-
ne Verpflichtung, die Ver-
schuldung zu senken. Die 
Schulden Italiens stehen 
bei 120% des BIP – Itali-
en ist damit viertgröß-
te Schuldnerin der Welt. 
Dieses Kürzungsdiktat der 
Finanzmärkte wurde mit 
Unterstützung der „Op-
position“ und des Bundes-
präsidenten und ehema-
ligen KPlers und jetzigen 
PDlers Giorgio Napolitano 
durchgesetzt. 

Das Kürzungsprogramm 
muss mit einem radikalen 
antikapitalistischen Pro-
gramm zurückgeschlagen 
werden! Es gibt in Italien 
keine politische Kraft, die 
als Faktor in die Kämpfe 
der ArbeiterInnenklasse 
eingreifen kann. Kämp-
fe gibt es aber genug: je-
nen der FIOM (Metallar-
beiterInnengewerkschaft 
der CGIL) bei Fiat oder den 
heroischen Kampf in Val 
di Susa gegen den Bau ei-
ner Hochgeschwindig-
keitsbahnstrecke. Conto-
corrente (CWI in Italien) 
tritt für eine unabhängige 
Organisierung ein, um zu 
verhindern, dass wir für 
die Krise bezahlen müs-
sen. Aus diesem Grund 
ruft das CWI in Italien 
zum Aufbau einer neu-
en Partei für ArbeiterIn-
nen und Jugendliche auf, 
um diese Kämpfe zu stär-
ken und zu koordinieren. 
Eine solche Partei müsste 
ein Programm vertreten, 
das die Bedürfnisse der 
ArbeiterInnenklasse vor 
die Profite einiger weniger 
UnternehmerInnen stellt.

 
Giuliano Brunetti� ist Mit-
glied von Controcorrente, 
CWI Italien

Die ArbeiterInnen in Italien brauchen eine  
neue Partei um die Angriffe zurück zu schlagen.
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Die Tage des Gaddafi�-Regi-
mes scheinen gezählt. En-
de August gelang es den li-
byschen Rebellen, in Tri-
polis einzumarschieren. 
Klar ist, dass die Nato kräf-

tig mithalf. Doch bedeu-
tet das, dass die imperia-
listischen Länder Freun-
de der Demokratie sind? 
Natürlich nicht! Sämtli-
che Staatsoberhäupter der 
Industriestaaten unter-
stützten bis vor kurzem die 
Diktaturen im Nahen Os-
ten. Noch 2010 schloss die 
EU einen Pakt mit Gad-
dafi, bei dem er über drei 
Jahre 50 Mio. Euro für das 
Fernhalten von Flüchtlin-
gen erhalten sollte. Als die 

Revolution begann, zö-
gerte der Westen. Erst als 
der Nationale Übergangs-
rat die Führung übernahm 
und dem Westen den Zu-
griff aufs Öl sicherte, „un-

terstützten“ Nato, EU und 
UNO die Rebellen. 

Die Zukunft ist offen. � Die 
berechtigte Angst vor im-
perialistischer Ausbeu-
tung gibt Gaddafi eine ge-
wisse Basis - es kann zu 
einem BürgerInnenkrieg 
kommen. Doch weder 
Gaddafi noch Nato & Co. 
können die sozialen Pro-
bleme lösen. Der Ölreich-
tum gehört weder dem 
Gaddafi-Clan, noch ei-

ner neuen/alten Elite und 
auch nicht ausländischen 
Ölkonzernen. Notwendig 
ist die demokratische Ver-
waltung und Kontrolle des 
Öls durch gewerkschaftli-

che und Basis-Strukturen 
von ArbeiterInnen und 
regionalen Strukturen. 
Der Kampf gegen Gaddafi 
und der Zusammenbruch 
des Regimes lassen ver-
schiedenste regionale, lo-
kale und gewerkschaftli-
che Strukturen entstehen. 
Sie – und nicht ein vom 
Westen gesteuerter Über-
gangsrat - sind die Basis 
für ein künftiges demo-
kratisches Lybien.

Lukas Kastner

Gaddafi & Ölmultis enteignen!

Israel: Gemeinsam kämpfen
wie in Ägypten!

Demokratie entsteht aus lokalen Strukturen,
nicht durch Übergangsrat und Nato

CWI in  
TV-Debatte

Ben Ali ist weg,� aber die Re-
volution hat in Tunesi-
en noch nicht gesiegt. Ein 
Interview mit linken Ak-
tivistInnen aus Tunesien, 
die aus Sicherheitsgründen 
anonym bleiben müssen.

�Wie hat sich das Leben 
geändert?

A:�Wenn man sich vor der 
Revolution über Politik 
unterhalten wollte, muss-
te man einen sicheren Ort 
in irgendeinem Lokal oder 
Cafe finden, wo man sich 
leise flüsternd und immer 
in Angst vor Polizeiagen-
ten austauschen muss-
te. Nun versuchen schon 
fünfjährige Kinder genau 
zu verstehen, was um sie 
herum vorgeht und reden 
über Politik! 

J:�Die neu gewonnene Mei-
nungsfreiheit lässt z.B. die 
politische Diskussions-
kultur sprießen, aber der 
revolutionäre Prozess ist 
noch nicht abgeschlossen: 
Das System, das Ben Ali 
geschützt hatte, ist im-
mer noch an der Macht, 
und alles, was am 14. Ja-
nuar [der Tag, an dem Ben 
Ali floh] gewonnen wur-
de, ist dadurch in Gefahr 
und kann jederzeit wieder 
verloren werden.

�Was sind die Themen 
dieser Diskussionen?

G:�Das Establishment ver-
sucht alle Diskussionen in 
eine technische Richtung 
zu drängen, also z.B über 
das Wahlsystem, oder sie 
versuchen einen Konflikt 

zwischen Säkularismus 
und Islamismus zu be-
schwören. Die Hauptsor-
gen der Menschen blei-
ben soziale Fragen wie die 
hohe Arbeitslosigkeit, und 
an diesen Punkten versu-
chen auch wir anzuset-
zen. 

A:�Schon während der 
Diktatur spielten Marxis-
tInnen eine gewisse Rolle. 
In jedem Kampf, der sich 
gegen das Regime ent-
wickelte, haben sie ak-
tiv und offen z.B. für die 
Freilassung von politi-
schen Gefangenen agi-
tiert, oder für gewerk-
schaftliche Rechte und 
den Kampf gegen die Bü-
rokratie. Deswegen ge-
nießen sie viel Respekt als 
ernsthafte KämpferInnen.

�Wir fordern, dass die 
Schulden nicht zurück-
gezahlt werden, die Ver-
staatlichung von Ban-
ken & Medienkonzernen. 
Außerdem natürlich die 
Vergesellschaftung des 
gesamten Vermögens und 
aller Firmen, die in den 
Händen des Ben Ali/Tra-
belsi-Clans waren, die 
49% der gesamten Wirt-
schaftsleistung Tunesi-
ens ausmachen. Das wäre 
ein entscheidender Schritt 
hin zu einer sozialisti-
schen Planung der Wirt-
schaft, in Verbindung mit 
demokratischer Arbeite-
rInnenkontrolle über die 
Produktion.

Das Interview� führten  
Stefan Müller und  
Sedef Yavuz.

Tunesien: Wie geht es weiter? 

Israel:� Seit Ende Juli for-
mierte sich in Israel Protest 
gegen das Establishment. 
Es begann mit Zeltstäd-
ten und Demonstrationen 
von Sozial- und Chemiear-
beiterInnen. Sie richteten 
sich gegen die Kluft zwi-
schen Israelis und Paläs-
tinenserInnen bei der Be-
zahlung, gegen Privatisie-
rungen und die Zerschla-
gung des Sozialstaates. 
Innerhalb weniger Wo-
chen entwickelte sich dar-
aus ein Massenprotest, der 
die Regierung immer mehr 

ins Wanken bringt. Am 
6. August demonstrierten 
über 300.000 im gesamten 
Land. Die Forderung nach 
einem Streik ist vehement 
und der Druck auf den is-
raelischen Gewerkschafts-
bund Histadrut so groß, 
dass dieser zu Beginn die 
Forderungen unterstützte. 
Mavaak Sotzialisti (CWI-
Israel) tritt für einen 24h 
Streik und den gemein-
samen Kampf von Israe-
lis und PalästinenserInnen 
ein.		
www.maavak.org.il/maavak

Russland:� In einer Fern-
sehdebatte über Gleichbe-
rechtigung von Homo-/Bi- 
und Transsexuellen kam 
deren „Vertreter“ einfach 
nicht. Doch Zhenya Otto 
vom CWI-Russland stieg 
aufs Podium und konterte 
den GegnerInnen. Es folg-
te ein weiterer TV-Auftritt 
gegen einen Chef, der ei-
nen Arbeiter wegen des-
sen Homosexualität feu-
erte. Hunderte interessie-
ren sich nun für die Arbeit 
des CWI. 		
		  www.socialistworld.ru

Irland zahlt 
nicht
Irland:� Die jüngst einge-
führte „household tax“ 
belastet Haushalte mit 
Abgaben von 100 Eu-
ro/ Jahr. 87% der Bevöl-
kerung sind nicht bereit, 
diese zu zahlen, da sie es 
einfach nicht können. Zu-
dem könnte sich die Höhe 
der Steuer schnell verviel-
fachen. Die Socialist Party 
(CWI-Irland) und ihr Par-
lamentarier, der rote Joe, 
rufen zum Boykott dieser 
extrem unsozialen Kopf-
steuer auf.		
		  www.socialistparty.net

Demo gegen 
Lohndumping 
In Südafrika� gibt es seit 
30. Juli Proteste gegen 
die Unterbezahlung von 
über Arbeitsagenturen 
beschäftigte (z.B.: Post: 
192,92 statt 704,16 Euro). 
DSM (Demokratic Socia-
list Movement/ CWI-Süd-
afrika) organisierte mit 
der Gewerkschaft Cosawu 
und dem Thembelihle Cri-
sis Committee eine Demo 
von 70 Erwerbstätigen ge-
gen dieses Lohndumping, 
die breites Medieninteres-
se erhielt. 		
www.socialistsouthafrica.co.za
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Griechenland-Krise: Was 
tun GewerkschafterInnen?

Natürlich ist die� Wirt-
schafts-� bzw. Finanzkrise 
in der Gewerkschaft Bau-
Holz (GBH) ein brandhei-
ßes Thema und wird in-
tensiv analysiert und dis-
kutiert.

Beim GBH–Bundes-
vorstand im Juni waren 
die Vorkommnisse rund 
um Griechenland und die 
Probleme der Euro-Zone 
wichtige Themen. Im Bei-
sein von Experten wurden 
mögliche Szenarien vorge-
stellt und gemeinsam dis-
kutiert. Nach konstrukti-
ven Debatten und ausführ-
lichen Beratungen haben 
wir uns als Gewerkschaft 
Bau-Holz ent-schlossen, 
gegen einen Schuldener-
lass für Griechenland Par-
tei zu ergreifen.

Das größte Risiko ei-
nes etwaigen Schuldener-
lasses ist, dass es ab dem 
Zeitpunkt wo der soge-
nannte „haircut“ (kom-
pletter Schuldenerlass) 
erfolgt, für Griechenland 
fast unmöglich wird, über 
den Finanz- und Kapital-
markt liquide Mittel auf-
zunehmen. Das würde die 
letzte Glaubwürdigkeit in 
die griechische Finanzpo-
litik vernichten.

Haircut?� Eine weitere Fol-
ge könnte sein, dass die-
ser „haircut“ auf weitere 
Länder der Euro-Zone ei-
ne beispielgebende Wir-
kung haben könnte: War-
um sollten dann z. B. nicht 
auch Irland die Schulden 
erlassen werden? Die logi-
sche Folge wäre ein kom-
pletter Zusammenbruch 
der europäischen Finanz- 
und Bankenwelt. Ohne 
Zweifel wären in diesem 
Horrorszenario wieder 

nur die Arbeiterinnen und 
Arbeiter „dran“. Dies kann 
und darf nicht der Weis-
heit letzter Schluss sein. 
Die arbeitenden Menschen 
– egal ob in Griechenland 
oder Österreich – haben 
einen Anspruch auf die 
von Ihnen erwirtschaf-
teten Werte. Zusätzlich 
würde ein Schuldenerlass 
die weltweite Privatisie-
rungslawine wahrschein-
lich weiter antreiben. Ei-
nes steht zweifelsfrei fest: 
Auch zukünftige Gläu-
biger werden von Grie-
chenland Sicherheiten für 
ihre Kredite verlangen. 
Dieses Risiko, dann auch 
noch die letzten griechi-
schen Vermögenswerte zu 
verlieren, ist den griechi-
schen Arbeiterinnen und 
Arbeitern nicht zuzumu-
ten.

Wir die Gewerkschafts-
bewegung verstehen uns 
seit jeher als internationa-
le, solidarische Gemein-
schaft – und somit sind 
wir überzeugt, dass die-
se Systemkrise nur durch 
gemeinsame Anstren-
gungen und ein nachhal-
tiges Engagement von al-
len demokratischen Kräf-
ten zu meistern bzw. zu 
überwinden ist. Schluss-
endlich wäre das auch 
ein fatales Signal, vor al-
lem an die junge europä-
ische Bevölkerung – nach 
dem Motto „Alles egal – 
nach mir die Sintflut!“. Ei-
nen politischen Stil dieser 
Prägung können und wol-
len wir im Interesse aller 
nicht gutheißen.

Johann Holper� Bundes-
vorsitzender der GBH

In Griechenland� droht ei-
ne Halbierung der Durch-
schnitts-Löhne. Zwei 
Drittel der PensionistIn-
nen erhalten weniger als 
600 €. Die Arbeitslosig-
keit trifft dauerhaft über 
25% der Bevölkerung. Im 
Öffentlichen Dienst sollen 
150.000 Jobs zerstört wer-
den. Auf den Kündigungs-
listen stehen ganz oben 
v.a. Gewerkschafts-Ak-
tivistInnen. Dabei haben 
die ArbeiterInnen die Kri-
se nicht verschuldet. Was 
soll eine Gewerkschaft in 
dieser dramatischen La-
ge tun? 

Der Vorsitzende der 
GBH, Johann Holper, er-
kennt in der besagten Re-
solution zwar an: „Die Ar-
beitnehmerInnen zah-
len die Zeche“. Doch die 
wesentliche Forderung 
der GBH dreht sich allein 
um die „Reduzierung von 
Budgetdefiziten“ und Eu-
rostabilität. Man ist ei-
gentlich zur Genüge ge-
wohnt, diese Begriffe von 
Bankern und der bür-
gerlichen Politik zu hö-
ren. Doch die Menschen in 
Griechenland spüren am 
eigenen Leib, wofür diese 
Wörter stehen: Verfall des 
Lebensstandards. 

Griechenland� ist nicht 
gleich Griechenland. Sind 
die Interessen der arbei-
tenden und arbeitslosen 
Menschen gemeint oder 
jene der Banken und Su-
perreichen, die allein im 
letzten Jahr 60 Milliarden 
€ außer Landes geschafft 
haben? Wo sind die satten 
Gewinne der Periode von 
Mitte der 90er bis 2007? 

Die kapitalistischen Lö-
sungsversuche sind zum 
Scheitern verurteilt: EU 
und Währungsfonds er-
zwingen den Sozialkahl-
schlag als Bedingung für 
den „Rettungsschirm“, 
der in erster Linie nur den 
Banken im In- und Aus-
land nützt. In Folge wer-
den Betriebe deutlich un-
ter Wert privatisiert, die 
Löhne sinken dramatisch 
und mit ihnen die Kauf-
kraft. Während die Super-
reichen verschont blei-
ben und der Zinsendienst 
fröhlich weiterläuft, wird 
die Staatsverschuldung 
wahrscheinlich weiter 
steigen. Vom ersten „Me-
morandum“ 2010 bis heu-
te kletterte sie von 140 auf 
knapp 160 % des BIP. Es 
geht nicht darum, einen 
Schuldenerlass von den 
Herrschenden in Europa 

zu erbitten, sondern dar-
um, dass die griechischen 
(und auch andere) Arbei-
terInnen in Massenbewe-
gungen erkämpfen, dass 
die Schulden nicht bezahlt 
werden. 

Zwangsjacke ablegen� Eine 
grundsätzliche Schluss-
folgerung aus alldem wä-
re, dass die ArbeiterInnen 
als maßgebliche gesell-
schaftliche Kraft das Heft 
in die Hand nehmen und 
die Kontrolle der Wirt-
schaft den Händen der 
korrupten Eliten entrei-
ßen. Das würde auch die 
Forderung nach Enteig-
nung der rund 200 Mil-
liarden € bedeuten, die 
gegenwärtig (noch) von 
griechischen Kapitalisten 
im Inland gehortet wer-
den. Gewerkschaften soll-
ten hierfür ein organisa-
torisches Werkzeug sein. 
Die Zwangsjacke der ka-
pitalistischen Logik anzu-
behalten würde hingegen 
in die Katastrophe führen. 

Franz Neuhold� Mitglied des 
Bundesvorstands der SLP

Die Gewerkschaft Bau-Holz� veröffentlichte Ende Juni eine 
Resolution unter dem Titel „Griechenland: Ja zu Hilfs-
maßnahmen - Nein zu Schuldenerlass“. Vorwärts bat 
den Vorsitzenden der Gewerkschaft Bau-Holz, Johann 
Holper, um eine Stellungnahme. Franz Neuhold vom 
SLP-Bundesvorstand erklärt die Position der SLP.

Nein zum Schuldenerlass

Für die Enteignung der Superreichen
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NIEDERÖSTERREICH

Die SLP-Treffpunkte
GMUNDEN

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Sonntag, 1900 Uhr 
im ‘Wiener Café’ 
Esplanade Gmunden

GRAZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1800 Uhr 
im ‘Stockwerk’ 
Jakominiplatz 18

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1830 Uhr 
im ‘Alte Welt’, Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
Nähe Mirabellplatz

NIEDEROSTERREICH

unregelmäßige Treffen 
Infos per E-Mail slp@slp.at 

WIEN

SLP-Jugendgruppe 
jeweils Montag, 1830 Uhr 
im ‘Amerlinghaus’ 
7., Stiftgasse 8 
U2/U3 Volkstheater; Linie 49

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1830 Uhr 
in der ‘Pizzeria La Piazza’ 
20., Gaussplatz 7 
Linie 31; Linie 5A

SLP-Unigruppe 
jeweils Donnerstag, 1930 Uhr 
im ‘Café Daun’, Hinterzimmer 
8., Skodagasse 25 
Linie 43, Linie 44; Linie 13A

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Donnerstag, 1900 Uhr 
im ‘Gasthaus Zypresse’ 
7., Westbahnstraße 35A 
U6 Burggasse; Linie 5

Kein SLP-Treffen in der Nähe?� 
Wir helfen Dir beim Aufbau! 

Es reicht nicht, die Fi-
nanzmärkte zu regulie-
ren und internationale In-
stitutionen wie EU, IWF & 
Weltbank zu reformieren. 
Wir brauchen eine echte 
Alternative zum Kapitalis-
mus. Darum sind wir für 

die Überführung der Ban-
ken & Konzerne in öffent-
liches Eigentum unter de-
mokratischer Kontrolle & 
Verwaltung der Beschäf-
tigten & der Gesellschaft.

Nach 2008 haben ATTAC 
und andere eine Regulie-
rung der Finanzmärkte ge-
fordert. Die (begrenzte) Re-
gulierung durch Basel III - 
Banken benötigen nun für 
Kredite mehr Eigenkapital 
- hat aber die Widersprü-
che des Kapitalismus nicht 

überwunden. Auch eine 
Finanztransaktionssteu-
er, wird daran nichts än-
dern. Die Verstaatlichung 
von Banken in der Krise 
war eine Verstaatlichung 
von Verlusten, mit dem 
Ziel, danach wieder zu pri-

vatisieren. Beschäftigte und 
KundInnen hatten keine 
Kontrolle über diese Ban-
ken. Sie wirtschaften weiter 
für Profite. 

Dies ist eine Krise des 
Kapitalismus, nicht nur 
der Finanzwirtschaft. EU, 
EZB und IWF zwingen Ar-
beiterInnen in ganz Euro-
pa Sparterror auf. Der Ka-
pitalismus muss als Gan-
zes überwunden werden. 
Die reichsten zehn Fami-
lien in Österreich besitzen 

63 Mrd. Euro – Geld, das 
z.B. im Sozialsystem fehlt. 
Bankensektor und Schlüs-
selbetriebe müssen in öf-
fentliches Eigentum über-
führt werden – ohne Über-
nahme oder Bezahlung 
der Schulden. Wir brau-

chen wirkliche demokra-
tische Kontrolle: In der Be-
wegung in Spanien haben 
sich Nachbarschaftskomi-
tees gebildet. Mit Komitees 
in den Betrieben, mit Ver-
treter-Innen, die jeder-
zeit wähl- und abwählbar 
sind und nur einen Durch-
schnittslohn verdienen, 
könnte als Teil eines de-
mokratischen Plans für die 
Bedürfnisse der Menschen 
gewirtschaftet werden – 
statt für Profite.

SLP-Programm genau erklärt:

Keine Privatisierung der Gewinne 
und Verstaatlichung der Verluste.

Mit unserer Zeitung tra-
gen wir als SLP unsere Ide-
en, unser Programm und 
unsere Analysen nach au-
ßen. Hier kannst Du nach-
lesen, wie wir z.B. zur „Eu-
ro-Krise“ oder zum Bil-
dungsvolksbegehren ste-
hen, welche Kampagnen 
wir in den Bundesländern 
führen, oder wie wir glau-
ben, dass die Kürzungen 
durch die Spitalsreform 
gestoppt werden können. 
Bei uns gibt es Dinge zu le-
sen, die man sonst vergeb-

lich sucht – z.B. Berichte 
über den ÖlarbeiterInnen-
streik in Kasachstan. Wir 
sind parteiisch – immer auf 
der Seite von Jugendlichen 
und ArbeiterInnen, die 
sich wehren, immer gegen 
Rassismus und Sexismus. 
Vorwärts ist die älteste, 
durchgehend erscheinen-
de sozialistische Zeitung in 
Österreich. Und Vorwärts 
ist unabhängig von Unter-
nehmen und dem Staat – 
wir können schreiben, was 
wir denken!

Mit dem Vorwärts-Re-
launch wollen wir noch 
mehr Menschen erreichen: 
wir wollen die Auflage er-
höhen und die Zahl un-
serer AbonnentInnen von 
100 auf 200 verdoppeln. 

Wenn auch Du regelmä-
ßig sozialistische Analy-
sen und exklusive Berichte 
über internationale Kämp-
fe ins Haus bekommen 
willst – dann ist es JETZT 
an der Zeit, Vorwärts zu 
abonnieren.

	 Abos auf www.slp.at

Jetzt Vorwärts abonnieren!

Internationale Solidarität: 
�Seit mittlerweile vier Mo-
naten kämpfen in Kasach-
stan tausende ArbeiterIn-
nen in der Ölindustrie für 
den Erhalt ihrer Jobs und 
menschenwürdige Ar-
beitsbedingungen. Reak-
tion der Unternehmen: 
Entlassung der Streiken-
den. Führende AktivistIn-
nen der Gewerkschaftsbe-
wegung wurden verhaftet, 
einer (Zhalsylyk Turbaev) 
sogar ermordet. Das Re-
gime geht mit voller Härte 
gegen die Proteste vor. Die 

ArbeiterInnen geben aber 
nicht auf und protestieren 
weiterhin täglich. Aber 
ohne Löhne verschlech-
tert sich die wirtschaftli-
che Lage der Streikenden 
und ihrer Familien rapi-
de. Internationale Solida-

rität ist gefordert – auch in 
Form von Geld. 

Wir bitten um Spenden� auf 
das PSK-Konto 8812.733 
(Verwendungszweck: Ka-
sachstan)

Gusenbauer unterstützt kasachischen Diktator, 
die Sozialistische LinksPartei die Opposition

Andere über uns

Initiator der Homepage� ist Martin Graf, Olympe und 3. 
Nationalratspräsident. Die Gastkommentatoren: Nor-
bert Hofer, Andreas Mölzer, Walter Rosenkranz. Den 
wehleidigen Klagen folgt ein – offensichtlich von uns 
abgeschriebener – historischer Abriss. Danke dafür, 
dass gezeigt wird, dass wir mit verschiedenen linken 
Organisationen gegen Sozialabbau und Faschismus zu-
sammenarbeiten. Mit der SPÖ haben wir allerdings 
nichts zu tun, da war der Wunsch Vater des Gedanken...

Jetzt abonnieren: www.slp.at

Die sozialistische Zeitung seit 1983

ab September 2011:

Neues, handliches Format

Neues, modernes Design

Mehr Berichte & Analysen 
aus sozialistischer Sicht

Jahres-Abo (10 Ausgaben)
€ 14,– Sozial-Abo für Menschen ohne eigenem Einkommen 
€ 24,– Normal-Abo 
ab € 7.-/Monat: Alles Inklusive Abo (alle Publikationen der SLP) 

Verhaftung eines Aktivisten



FF Schluss mit Arbeitslosigkeit�, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension von 1.200 Euro netto & 
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung der vorhandenen 
Arbeit auf Alle bei vollem Lohn. Unbefristetes 
Arbeitslosengeld und Pension dürfen 
nicht unter dem Mindestlohn liegen.
FF Kapitalismus bringt immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen aus unseren Steuern für 
Banken & Konzerne wollen wir ein öffentli-
ches Investitionsprogramm bei Gesundheit, 
Bildung, Wohnen, Umwelt & Verkehr. 
FF Der Kampf für Frauenrechte ist für uns 
Teil des Kampfes für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine gerechte Entlohnung 
und Verteilung der bezahlten und unbe-
zahlten Arbeit! Flächendeckende kostenlose 
Betreuung von Kindern und Pflegebedürf-
tigen durch bezahlte Fachkräfte. Schluss 
mit Sexismus und Gewalt gegen Frauen!
FFWir mobilisieren gegen die Angriffe der 
radikalen Abtreibungsgegner auf das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwangerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in allen Bundesländern. 
FF Schluss mit rassistischen Gesetzen und 
Abschiebungen! MigrantInnen sind 
nicht die Ursache für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von ÖsterreicherInnen 
und MigrantInnen für die volle rechtliche, 
politische und soziale Gleichstellung 
aller hier lebenden Menschen.

FF Die Jugend braucht eine Zukunft. Statt 
Kürzungen und Privatisierung mehr Geld 
für Bildung, die sich nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, sondern kritische 
und selbständige Menschen zum Ziel hat. 
Ausreichend Lehrstellen & Jobs, von denen 
man leben kann, leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen ohne Konsumzwang.
FF Schluss mit der Diskriminierung, Stigmati-
sierung und Behinderung von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und Selbstbestimmung.
FFVolle Gleichberechtigung für Schwule, 
Lesben, Transgenderpersonen & Bisexuelle
FF Nein zu polizeistaatlichen Methoden und 
privaten Sicherheitsdiensten, die nur die 
Interessen des Kapitals schützen. Statt auf 
Überwachungsstaat und Aufrüstung setzen 
wir auf soziale Sicherheit. Keine Kooperation 
& kein Beitritt zu einem Militärbündnis.
FF Sozialpartnerschaft bedeutet besonders 
heute Verschlechterungen. Statt Privilegien 
und Bürokratie im ÖGB für kämpferische 
und demokratische Gewerkschaften.
FF Faschistische und rechtsextreme Organi-
sation wie BFJ, NVP & auch die FPÖ sind 
eine reale Bedrohung für MigrantInnen, 
GewerkschafterInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlossenen Widerstand und 
den Aufbau einer politischen Alternative!
FF SPÖ und Grüne sind diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte Gefahr nicht stoppen. 
Wir wollen keine StellvertreterInnenpolitik, 

sondern wir brauchen eine neue starke, 
kämpferische sozialistische Partei für Arbei-
terInnen, Arbeitslose & Jugendliche, deren 
VertreterInnen keine Privilegien haben. 
FF Hunger, Krieg, Armut & Verschuldung 
sind die Folge imperialistischer, neoko-
lonialer Politik. Für internationale 
Solidarität & Zusammenarbeit der 
ArbeiterInnenbewegung.
FF Keine Privatisierung der Gewinne und 
Verstaatlichung der Verluste. Es reicht 
nicht, die Finanzmärkte zu regulieren und 
internationale Institutionen wie EU, IWF & 
Weltbank zu reformieren. Wir brauchen eine 
echte Alternative zum Kapitalismus. Darum 
sind wir für die Überführung der Banken 
& Konzerne in öffentliches Eigentum unter 
demokratischer Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten und der Gesellschaft.
FF Kapitalismus bedeutet Umweltzerstörung 
und Chaos. Nachhaltigkeit und Wohlstand 
durch eine demokratisch geplante 
Wirtschaft, die von gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und nicht von Aktien-
kursen & Profiten bestimmt wird.
FF 	Eine revolutionäre Veränderung ist 
notwendig. Lediglich Reformen führen zu 
keinen grundlegenden Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung & die Jugend sind 
Kräfte, die den Bruch mit dem Kapitalismus 
& eine demokratische, sozialistische 
Gesellschaft erkämpfen können.
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L Seite 11
Braune Aliens in  
Wiener Schule?

Die Anschläge in Oslo� wer-
den in den Medien als Tat 
eines „verrückten Ein-
zelgängers“ herunterge-
spielt. Tatsächlich zeigt 
sich in ganz Europa ei-
ne Häufung rechtsextre-
men Terrors. Im Mai fand 
in Griechenland eine ein-
wöchige Hetzjagd auf Mi-
grantInnen statt. Die Poli-
zei griff nicht ein. Faschis-
tInnen bedrohten das in 
Griechenland stattfinden-
de Camp von „Jugend ge-
gen Rassismus in Europa“: 
Den Betreibern wurde ge-
droht, dass „ihre Leichen 

in der nächsten Bucht ge-
funden“ würden, sofern 
sie das Camp durchführen. 
In Deutschland wurden 
im Juni mehrere Brandan-
schläge mit rechtsextre-
mem Hintergrund verübt 

– auf ein Jugendzentrum 
der Falken (SJ) sowie ein 
Roma-Wohnhaus. Ande-
re Beispiele wären Spani-
en und Ungarn. Rechtsex-
tremer Terror richtet sich 
gegen MigrantInnen und 
AntifaschistInnen. Der 

„Einzelkämpfer“ Breivik 
entspricht bloß dem Prin-
zip der „Ein-Mann-Zel-

le“, eine Taktik die in fa-
schistischen Kreisen lan-
ge Tradition hat. Auch in 
Österreich nimmt recht-
extremer Terror zu. 2010 
ein Brandanschlag auf ein 
migrantisches Studenten-
heim in Wien, im Juli ein 
Nazi-Überfall auf ein Lo-
kal in Wels. Polizei und 
Justiz verharmlosen und 
ignorieren. Schutz kommt 
von dieser Seite keiner. 
Wir müssen uns organi-
sieren und selbst aktiv 
werden gegen jede Form 
von rechtextremer Ge-
walt!	 Lila Ramharter
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Anschläge in Oslo 
kein Einzelfall
In ganz Europa nimmt rechtsextreme  
Gewalt zu – auf Staat & Polizei ist kein Verlass


